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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Nach welchen Kriterien wählt die Bundesregie-
rung die Teilnahme von Journalisten für die Be-
gleitung von Bundesministern oder der Bundes-
kanzlerin bei offiziellen Anlässen – insbesondere 
Auslandsreisen – aus, und welche Journalisten 
flogen am 22. September 2019 jeweils zusammen 
mit der Bundesministerin der Verteidigung, Anne-
gret Kramp-Karrenbauer, und der Bundeskanzle-
rin Dr. Angela Merkel nach New York City?

Antwort des Staatssekretärs Steffen Seibert
vom 21. Oktober 2019

Sofern eine Mitreise von Journalistinnen und Journalisten bei Reisen der 
Bundeskanzlerin bzw. der Bundesministerinnen und Bundesminister als 
Teil der Delegation erfolgt, orientiert sich die Auswahl grundsätzlich an 
der sachgerechten Berücksichtigung aller Medienarten, der Verbreitung 
der Medien, den Schwerpunktthemen der Reise, den bisherigen Berück-
sichtigungen sowie der Platzkapazität.
Unabhängig davon gelten für die Teilnahme von Journalistinnen und 
Journalisten bei offiziellen Anlässen im Zusammenhang mit Terminen 
der Bundeskanzlerin bzw. der Bundesministerinnen und Bundesminister 
grundsätzlich die jeweiligen Akkreditierungsbedingungen für Journalis-
tinnen und Journalisten vor Ort.
Folgende Medien haben die Bundeskanzlerin bei ihrer Reise am 
22. September 2019 nach New York begleitet: ARD Hörfunk, Augsbur-
ger Allgemeine, BILD, Der Spiegel, Die Welt, Die Zeit, Deutschland-
radio, dpa, epa, FAZ, Funke Mediengruppe, Reuters, RTL/n-tv, Süddeut-
sche Zeitung, t-online, taz, ZDF.
Die Bundesministerin der Verteidigung ist am 22. September 2019 nicht 
nach New York gereist.

2. Abgeordneter
Otto Fricke
(FDP)

Welchen Anteil an der bereits ausgeschütteten 
bzw. bewilligten Gesamtfördersumme des Ger-
man Motion Picture Fund hat die Förderung von 
Serienproduktionen, die für die Erstvermarktung 
bei kostenpflichtigen Video-on-Demand-Plattfor-
men wie zum Beispiel Netflix, Amazon Prime 
oder Sky produziert wurden oder werden, und 
welche Produktionen waren dies im Einzelnen 
(bitte mit Fördersumme angeben und nach Jahren 
seit 2016 aufschlüsseln)?
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Antwort der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und 
Medien, Staatsministerin Monika Grütters
vom 24. Oktober 2019

Der Anteil der Serienproduktionen, deren Erstauswertung auf kosten-
pflichtigen Video-on-Demand-Plattformen erfolgt bzw. geplant ist, kann 
der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:

Förderjahr Gesamtfördersumme
(Bewilligungen) in Euro

VoD-Serienproduktionen
in Euro

Anteil VoD-Serien
produktionen (%)

2016 16.887.584,83 12.637.584,83 74,83
2017 14.517.975,92 13.079.041,92 90,09
2018 10.854.749,29  8.623.944,00 79,45
2019

(Stand 18.10.)
16.566.849,90 11.279.509,64 68,08

Zuwendungsempfänger waren jedoch bei allen Projekten die Produkti-
onsunternehmen selbst und nicht die Betreiber der Video-on-Demand-
Plattformen.
In der nachfolgenden Tabelle werden die entsprechenden Serienproduk-
tionen mit Förderjahr und Fördersumme aufgelistet:

Serientitel Förderjahr Fördersumme in Euro
BERLIN STATION (Staffel 1) 2016 2.500.000,00
BABYLON BERLIN (Staffel 1) 2016 4.000.000,00
YOU ARE WANTED (Staffel 1) 2016 1.437.584,83
DARK (Staffel 1) 2016 2.500.000,00
BABYLON BERLIN (Staffel 2) 2016 2.200.000,00
8 TAGE 2017 1.926.249,83
BERLIN STATION (Staffel 2) 2017 4.000.000,00
DEUTSCHLAND 86 2017 1.615.000,00
BEAT 2017 1.435.000,00
YOU ARE WANTED (Staffel 2) 2017 1.842.792,09
DOGS OF BERLIN 2017 2.260.000,00
COUNTERPART 2 2018 1.800.250,00
DARK (Staffel 2) 2018 2.823.694,00
BABYLON BERLIN (Staffel 3) 2018 4.000.000,00
DIE WELLE 2019 1.542.857,12
BIOHACKERS 2019 1.561.904,76
DEUTSCHLAND 89 2019 1.600.000,00
DARK (Staffel 3) 2019 3.574.747,76
THE QUEEN'S GAMBIT 2019 2.500.000,00
DAS LETZTE WORT 2019   500.000,00

3. Abgeordneter
Sven-Christian 
Kindler
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie oft und mit welchen Vertretern oder Vertre-
terinnen der deutschen Automobilindustrie 
(BMW AG Daimler AG, Volkswagen AG in-
klusive aller Marken- und Tochtergesellschaften 
der drei Aktiengesellschaften) und deren Ver-
bänden (z. B. VDA) hat sich Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel im Jahr 2019 (Stichtag 
20. September 2019) getroffen?
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4. Abgeordneter
Sven-Christian 
Kindler
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie oft und mit welchen Vertretern oder Ver-
treterinnen deutscher Umweltorganisationen 
(BUND, NABU, Greenpeace, WWF, Deutsche 
Umwelthilfe) hat sich Bundeskanzlerin Dr. Ange-
la Merkel im Jahr 2019 (Stichtag 20. September 
2019) getroffen?

Antwort der Staatsministerin Dorothee Bär
vom 21. Oktober 2019

Die Bundeskanzlerin pflegt, wie alle Mitglieder der Bundesregierung, in 
jeder Wahlperiode im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung Kontakte 
u. a. mit Vertreterinnen und Vertretern der deutschen Automobilindust-
rie, deren Verbände und deutschen Umweltschutzorganisationen, die 
sich neben offiziellen Terminen auch auf einen informellen Austausch, 
z. B. am Rande von Veranstaltungen, erstrecken. Eine lückenlose Auflis-
tung derartiger Treffen kann bei der Beantwortung der vorliegenden 
Schriftlichen Fragen nicht gewährleistet werden. Eine Verpflichtung zur 
Erfassung sämtlicher diesbezüglicher Daten besteht nicht, und eine sol-
che umfassende Dokumentation wurde auch nicht durchgeführt (siehe 
ferner die Vorbemerkung der Bundesregierung zu der Kleinen Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 18/1174). Die 
nachfolgend tabellarisch aufgeführten Angaben erfolgen auf der Grund-
lage der vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandener Unterlagen und 
Aufzeichnungen. Diesbezügliche Daten sind somit möglicherweise nicht 
vollständig.

Zu Frage 3:

Unternehmens-/
Verbandsvertreter

Unternehmen/
Verband

Funktion Format Datum

Diess, Herbert VW Vorstandsvorsitzender Gespräch 30.01.2019
Krüger, Harald BMW Vorstandsvorsitzender Gespräch 21.02.2019
Fröhlich, Klaus BMW Vorstandsmitglied Gespräch mit 

Vertretern der 
NPM

14.03.2019

Zetsche, Dieter Daimler Vorstandsvorsitzender Gespräch 17.05.2019
Krüger, Harald BMW Vorstandsvorsitzender Innovationsdia-

log
04.06.2019

Zetsche, Dieter
Krüger, Harald
Diess, Herbert
Mattes, Bernhard

Daimler
BMW
VW
VDA

Vorstandsvorsitzender
Vorstandsvorsitzender
Vorstandsvorsitzender
Präsident

Spitzentreffen 
„Konzertierte 
Aktion Mobili-
tät“

24.06.2019

Källenius, Ola Daimler Vorstandsvorsitzender Gespräch 10.07.2019
Blume, Oliver
Diess, Herbert
Källenius, Ola
Zipse, Oliver
Mattes, Bernhard
Damasky, Joachim
Koers, Martin
Scheel, Kurt-Christian

Porsche
VW
Daimler AG
BMW AG
VDA
VDA
VDA
VDA

Vorstandsvorsitzender
Vorstandsvorsitzender
Vorstandsvorsitzender
Vorstandsvorsitzender
Präsident
Geschäftsführer
Geschäftsführer
Geschäftsführer

IAA-Besuch 12.09.2019
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Zu Frage 4:

Organisationsvertreter Umweltschutz-
organisation

Funktion Format Datum

Von Broock, Antje BUND Stellv. Bundesge-
schäftsführerin

Gespräch mit 
Vertretern der 
Klima-Allianz 
Deutschland

28.08.2019

5. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Wann kann mit der Umsetzung und Veröffentli-
chung des Dashboards Digitalpolitik der Bundes-
regierung gerechnet werden, und wie wird die Zu-
ständigkeit der Bundesministerien bei der Umset-
zung der einzelnen Themen dargestellt werden?

Antwort der Staatsministerin Dorothee Bär
vom 24. Oktober 2019

Eine erste Version des Dashboards Digitalpolitik wird zurzeit für die 
Onlinedarstellung optimiert. Die Bundesregierung wird über den Veröf-
fentlichungszeitpunkt rechtzeitig informieren. Die Zuständigkeiten der 
Ressorts ergeben sich aus der zugrunde liegenden Umsetzungsstrategie 
Digitalisierung Gestalten.

6. Abgeordneter
Manfred 
Todtenhausen
(FDP)

Wie hat sich das Bundeskanzleramt gegenüber 
dem Wuppertaler Oberbürgermeister bezüglich ei-
ner Altschuldenhilfe positioniert (wuppertaler 
rundschau vom 2. Oktober 2019, Seite 2)?

Antwort der Staatsministerin Dorothee Bär
vom 23. Oktober 2019

Am Donnerstag, dem 12. September 2019, fand im Bundeskanzleramt 
ein Treffen von Staatsminister Dr. Hoppenstedt mit dem Vorstand des 
Städtetages Nordrhein-Westfalen statt. An dem Gespräch nahm auch der 
Oberbürgermeister von Wuppertal, Andreas Mucke, teil.
Staatsminister Dr. Hoppenstedt verwies in dem Gespräch auf die laufen-
den Beratungen aufgrund des Beschlusses des Bundeskabinetts vom 
10. Juli 2019 über Maßnahmen der Bundesregierung zur Umsetzung der 
Ergebnisse der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“. Dort 
heißt es unter Punkt 7 („Eine faire Lösung für kommunale Altschulden 
finden“) u. a.:
„Grundsätzlich sind die Länder für die aufgabenadäquate Finanzausstat-
tung der Kommunen verantwortlich. Der Bund kann einen Beitrag leis-
ten, wenn es einen nationalen politischen Konsens gibt, den betroffenen 
Kommunen einmalig gezielt zu helfen. Ein solcher Konsens setzte vo-
raus, dass sichergestellt wird, dass eine neue Verschuldung über Kassen-
kredite nicht mehr stattfindet. Dazu wäre ein breiter politischer Konsens 
in den gesetzgebenden Körperschaften und zwischen den Ländern nötig, 
an einer nachhaltigen Lösung solidarisch mitzuwirken, so dass der Bund 
gezielt dort bei Zins- und Tilgungslasten helfen kann, wo andere Hilfe 
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alleine nicht ausreichend ist. Zugleich müssen die Ursachen der hohen 
Kassenkreditbestände angegangen werden. Die Bundesregierung wird 
zeitnah Gespräche mit dem Deutschen Bundestag, den Ländern sowie 
den betroffenen Kommunen und den kommunalen Spitzenverbänden 
aufnehmen um auszuloten, ob eine solche nationale Lösung möglich 
ist.“

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen

7. Abgeordneter
Dr.  Danyal Bayaz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche deutschen Banken haben seit dem 
14. September 2019 nach Kenntnis der Bundes-
regierung und der ihr unterstehenden Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einge-
schränkte oder keine funktionierenden PSD2-
Schnittstellen (www.finanz-szene.de/digital-ban
king/diagnose-unbrauchbar-das-wahre-drama-der-
psd2-umstellung/?utm_source=finanz-szene.de&u
tm_campaign=c0aa97c97e-EMAIL_CAM
PAIGN_2019_10_01_08_54&utm_medium=emai
l&utm_term=0_469b9c479d-c0aa97c97e-6913
8931), und welche Unterstützung bekommen Fin-
techs und andere Firmen, deren Geschäftsmodell 
aufgrund eingeschränkter oder nicht funktionier-
ender PSD2-Schnittstellen behindert werden (bitte 
maximal 28 Banken nennen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski
vom 22. Oktober 2019

Die Zweite Zahlungsdiensterichtlinie (PSD 2, Richtlinie (EU) 
2015/2366, ABl. L 337 vom 23. Dezember 2015, Seite 35) ersetzt ihre 
Vorgängerrichtlinie mit der Zielsetzung, Innovationen im Zahlungsver-
kehr zu fördern, die Sicherheit von Zahlungen zu verbessern und die 
Rechte der Kundinnen und Kunden von Zahlungsdienstleistern (bspw. 
Kreditinstitute) zu stärken. Es handelt sich um eine vollharmonisierende, 
europäische Richtlinie, weswegen es den Mitgliedstaaten nicht erlaubt 
ist, von den Bestimmungen der Richtlinie abweichende innerstaatliche 
Rechtsvorschriften beizubehalten oder einzuführen.
Nach der PSD 2 – deren Vorgaben mit dem Gesetz zur Umsetzung der 
Zweiten Zahlungsdiensterichtlinie vom 17. Juli 2017 (BGBl. I Sei-
te 2446) umgesetzt wurden – und der sie konkretisierenden technischen 
Regulierungsstandards (Delegierte Verordnung (EU) 2018/389, ABl. 
L 69 vom 13. März 2018, Seite 23) müssen kontoführende Zahlungs-
dienstleister ab dem 14. September 2019 einen technischen Zugang zu 
online zugänglichen Zahlungskonten für beaufsichtigte Kontoinformati-
ons- und Zahlungsauslösedienstleister bereitstellen.
Der technische Zugang zu online zugänglichen Zahlungskonten kann in 
Form einer „dedizierten“ Schnittstelle (Application Programming Inter-
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face, API) oder auf Grundlage der „hergebrachten“, aber an die PSD 2-
Vorgaben angepassten Online-Banking-Schnittstelle bereitgestellt wer-
den. Bei Nutzung einer „dedizierten“ Schnittstelle ist zusätzlich ein sog. 
Notfallmechanismus nach Maßgabe von Artikel 33 Absatz 4 der Dele-
gierten Verordnung (EU) 2018/389 einzurichten. Von dieser Vorgabe 
können kontoführende Zahlungsdienstleister auf Antrag durch die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) befreit werden.
Die BaFin beobachtet die Implementierung der PSD 2-Schnittstellen 
sehr genau. Sie ist dazu in regelmäßigem Austausch mit regulierten Zah-
lungsauslöse- und Kontoinformationsdienstleistern sowie mit kontoführ-
enden Zahlungsdienstleistern. Sie hat bereits mehrere Workshops zur 
Unterstützung eines friktionsfreien Übergangs auf die PSD 2-Schnitt-
stellen durchgeführt. Auf diesem Wege erhält sie Erkenntnisse über den 
aktuellen Stand der Implementierungsarbeiten, über die Ausgestaltung 
der PSD 2-Schnittstellen und über etwaige Herausforderungen bei der 
weiteren Implementierung. Des Weiteren trägt die BaFin auf diese Wei-
se zu einem konstruktiven Zusammenwirken der betroffenen Marktakte-
ure bei.
Herausforderungen bei der Implementierung der PSD 2-Schnittstellen 
resultieren unter anderem daraus, dass die einschlägigen Regulierungs-
standards der Delegierten Verordnung (EU) 2018/389 den kontoführen-
den Zahlungsdienstleistern keine Spezifikationen vorgeben, auf welcher 
konkreten technischen Art die Anforderungen erfüllt werden müssen. 
Die technische Umsetzungsentscheidung obliegt dem jeweiligen konto-
führenden Zahlungsdienstleister. Darauf wurde in den Regulierungsstan-
dards der Delegierten Verordnung (EU) 2018/389 bewusst verzichtet, 
um den Markakteuren Spielraum für die Entwicklung innovativer Lö-
sungen zu gewähren, ohne dabei auf bestimmte Technologien festgelegt 
zu sein. Die Entwicklung solcher Spezifikationen wurde insbesondere 
auch von privaten Initiativen wie bspw. der sog. Berlin-Group übernom-
men. Die Nutzung dieser Spezifikationen ist zwar freiwillig, wird aber 
von einem überwiegenden Teil der kontoführenden Zahlungsdienstleis-
ter in Deutschland umgesetzt.
Im Rahmen der aufsichtlichen Tätigkeit achtet die BaFin darauf, dass 
kontoführende Zahlungsdienstleister nicht vollständig implementierte 
PSD 2-Schnittstellen nicht dazu missbrauchen, Zahlungsauslöse- und 
Kontoinformationsdienstleister bei ihrer Tätigkeit zu beeinträchtigen, 
vgl. Artikel 115 Absatz 6 PSD 2.
Zudem wird die BaFin eine Anwendungsrichtlinie veröffentlichen, die 
den aufsichtlichen Umgang mit einzelnen Implementierungsherausfor-
derungen näher erläutert.

8. Abgeordneter
Peter Boehringer
(AfD)

Welche einzelnen Behörden/sonstigen Stellen 
sind an der Erstellung der „Nationalen Risikoan-
lyse der Bundesregierung“ mit welchen Teilaufga-
ben konkret beteiligt (vgl. Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
FDP auf Bundestagsdrucksache 19/12969)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski
vom 24. Oktober 2019

Die Nationale Risikoanalyse ist eine ressortübergreifende Aufgabe, an 
der insgesamt 35 Behörden aus dem Bund und den Ländern unter Feder-
führung des Bundesministeriums der Finanzen beteiligt sind. Die regel-
mäßigen Teilnehmer waren:

Bundesregierung:
– Bundeskanzleramt
– Bundesministerium der Finanzen
– Auswärtiges Amt
– Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
– Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
– Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Polizeibehörden:
– Bundeskriminalamt
– Zollkriminalamt (siehe auch Generalzolldirektion)
– Bayerisches Landeskriminalamt
– Landeskriminalamt Berlin
– Landeskriminalamt Brandenburg
– Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen
– Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz
– Landeskriminalamt Sachsen
– Landeskriminalamt Thüringen

Justiz:
– Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof
– Generalstaatsanwaltschaft Celle
– Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main
– Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart

Nachrichtendienste:
– Bundesamt für Verfassungsschutz
– Bundesnachrichtendienst

Generalzolldirektion:
– Financial Intelligence Unit - Zentralstelle für Finanztransaktionsun-

tersuchungen
– Zollkriminalamt
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Aufsichtsbehörden (Finanzsektor):
– Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

Aufsichtsbehörden (Nicht-Finanzsektor):
– Staatsministerium des Innern, für Sport und für Integration, Bayern
– Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Hamburg
– Bundesministerium des Innern und für Sport, Hessen
– Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Brandenburg
– Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe, Berlin
– Bezirksregierung Arnsberg
– Regierung von Mittelfranken
– Bezirksregierung Münster
– Regierung von Niederbayern
– Regierungspräsidium Darmstadt
– Regierungspräsidium Freiburg

Zentralbank:
– Deutsche Bundesbank
Die Bundesregierung organisierte die Arbeit an dieser Nationalen Risi-
koanalyse in den folgenden vier Arbeitsgruppen:
– A: Geldwäsche – Nationale Bedrohungslage/Nationale Verletzlichkeit
– B: Geldwäsche Finanzsektor
– C: Geldwäsche Nicht-Finanzsektor
– D: Terrorismusfinanzierung
In regelmäßigen Sitzungen wurden in den vier Arbeitsgruppen sowohl 
Geldwäsche- als auch Terrorismusfinanzierungsrisiken für Deutschland 
analysiert und bewertet. Die beteiligten Behörden brachten Erkenntnisse 
aus ihrer jeweiligen Zuständigkeit in die Arbeitsgruppen ein, um die be-
stehenden Risiken zu identifizieren und zu kartieren.

9. Abgeordneter
Peter Boehringer
(AfD)

Auf welcher Beauftragung fußt das Zustandekom-
men der „Nationalen Risikoanalyse der Bundes-
regierung“, und in welchem Schema (zeitlich/
anlassbezogen) wird sie erstellt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski
vom 24. Oktober 2019

Deutschland ist gemäß den Regelungen der Financial Action Task Force 
(FATF) sowie der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie verpflichtet, eine 
Nationale Risikoanalyse im Bereich „Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung“ in regelmäßigen Abständen durchzuführen. 
Die Ergebnisse dieser Nationalen Risikoanalyse müssen zukünftig von 
den Verpflichteten des Geldwäschegesetzes gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 
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GwG bei der Erstellung ihrer eigenen Risikoanalyse berücksichtigt wer-
den.

10. Abgeordneter
Peter Boehringer
(AfD)

Welche Ergebnisse wurden durch die jüngste
bzw. die zur Antwort auf Bundestagsdrucksache 
19/12969 herangezogene „Nationale Risikoanaly-
se der Bundesregierung“ im Einzelnen erzielt, 
und welche Erkenntnisse konnten gewonnen wer-
den?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski
vom 24. Oktober 2019

Die Nationale Risikoanalyse dient dazu, eine realistische Stärke/Schwä-
che-Analyse im Bereich der Bekämpfung von Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung in Deutschland durchzuführen und bestehende sowie 
zukünftige Risiken zu erkennen und zu kartieren sowie Vorschläge zu 
erarbeiten, um diese effektiv zu mindern. Insgesamt wurden Risiken im 
Bereich der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung identifiziert und 
Maßnahmen abgeleitet, um diese effektiv zu mindern. Der Bericht wur-
de am 21. Oktober 2019 im Internet durch das Bundesministerium der 
Finanzen veröffentlicht (vgl. www.nationale-risikoanalyse.de).

11. Abgeordneter
Peter Boehringer
(AfD)

Wie ist die Erkenntnis fundiert, dass „im Bereich 
des Edelmetallhandels von einem erhöhten Geld-
wäscherisiko auszugehen [ist]“, wenn zugleich 
gilt: „Über die Häufigkeit der Nutzung sogenann-
ter ‚Tafelgeschäfte‘ zum Zwecke der Geldwäsche 
liegen keine statistischen Daten vor“ (vgl. Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion FDP auf Bundestagsdrucksache 
19/12969)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski
vom 24. Oktober 2019

Im Rahmen der Nationalen Risikoanalyse wurde identifiziert, dass im 
Bereich des Edelmetallhandels ein starker Bargeldverkehr unterhalb des 
nach bisheriger Rechtslage geltenden Schwellenbetrages von 10.000 Eu-
ro zu beobachten ist. Zugleich ist im Bereich des Edelmetallhandels von 
einem erhöhten Geldwäscherisiko auszugehen. Edelmetalle bieten als 
Produkt – vergleichbar Bargeld – eine hohe Anonymität und eignen sich 
zur Anlage großer Vermögenswerte bei überdurchschnittlicher Wertsta-
bilität, einfacher Verbringungsmöglichkeit und globaler Akzeptanz.
Im Rahmen von Prüfungen haben einzelne Aufsichtsbehörden der Län-
der bei Edelmetallhändlern festgestellt, dass die anonyme Abwicklung 
unterhalb des jeweils gültigen Schwellenbetrages regelmäßig das Kern-
geschäft eines Händlers bildet. Die Anzahl der Tafelgeschäfte oberhalb 
des Schwellenwertes ist demgegenüber als verhältnismäßig gering anzu-
sehen. Insbesondere im Bereich des Goldhandels findet hierbei ein star-
ker Bargeldverkehr unterhalb des Schwellenbetrages statt. Anhand von 
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Kassenbelegen konnte in den geprüften Unternehmen zumeist eine sehr 
kurze zeitliche Abfolge (im Minutenbereich) mit Käufen unterhalb des 
Schwellenbetrages festgestellt werden. Es besteht in derartigen Konstel-
lationen das Risiko, dass ein Käufer mehrere Transaktionen ausgeführt 
hat, um nicht durch das entsprechend höhere Volumen einer einzelnen 
Transaktion den Schwellenbetrag zu überschreiten, der geldwäscherecht-
liche Identifizierungspflicht auslöst.
Die offensive Werbung mit identifizierungsfreiem Erwerb von Edelme-
tall ist über das Internet (z. B. in Suchmaschinen „Edelmetall Tafelge-
schäft“) allgemein zugänglich. Hier besteht das Risiko, dass es zu einer 
gezielten Umgehung der geldwäscherechtlichen Sorgfaltspflichten kom-
men könnte.

12. Abgeordnete
Joana Cotar
(AfD)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus dem Vorschlag der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), die für globale Steuerfragen zuständig 
ist, in Bezug auf eine globale Digitalsteuer, die 
sich nicht nur auf Unternehmen mit hochdigitalen 
Geschäftsmodellen (sog. Internetriesen), sondern 
auch auf verbraucherorientierte internationale Un-
ternehmen bezieht (www.handelsblatt.com/poli
tik/international/internationale-finanzpolitik-oecd-
legt-neues-konzept-fuer-globale-digitalsteuer-vor/
25098408.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sarah Ryglewski
vom 21. Oktober 2019

Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck für eine faire Besteue-
rung international tätiger Unternehmen ein. Die Besteuerung muss dort 
erfolgen, wo sie ihre unternehmerischen Aktivitäten entfalten und ihre 
wirtschaftliche Wertschöpfung erzielen. Dies gilt für Unternehmen aller 
Branchen und umfasst insbesondere auch digitalisierte Geschäftsmodel-
le. Gegenwärtig erarbeitet die OECD im Auftrag der G20 umfassende 
Reformvorschläge, die die steuerlichen Herausforderungen der Digitali-
sierung wirksam lösen sollen. Dazu wurde eine aus zwei Säulen beste-
hende Strategie entwickelt (sog. Zwei-Säulen-Konzept): Säule 1 betrifft 
die Aufteilung und Zuordnung von Besteuerungsrechten zwischen den 
Staaten. Mit Säule 2 soll eine effektive Mindestbesteuerung international 
vereinbart werden. Diese Arbeiten laufen sehr konstruktiv, und die 
Bundesregierung wirkt daran sehr engagiert mit.
Das OECD-Sekretariat hat am 9. Oktober 2019 einen öffentlichen Anhö-
rungsprozess zu Säule 1 gestartet. Grundlage ist ein Vorschlag des 
OECD-Sekretariats zu Säule 1 (sog. Unified Approach), der die bislang 
diskutierten Vorschläge zusammenfassen soll. Die Bundesregierung 
prüft diesen Vorschlag – der noch weiter ausgearbeitet werden muss – 
sorgfältig und setzt sich für zügige Fortschritte ein.
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13. Abgeordnete
Katrin Helling-
Plahr
(FDP)

Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung be-
reits potentiell geeignete Immobilien für die Ein-
richtung des neuen 6. Strafsenats in Leipzig aus-
findig gemacht und zur Anmietung/zum Erwerb 
dieser konkrete Verhandlungen aufgenommen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn
vom 23. Oktober 2019

Der 6. Strafsenat des Bundesgerichtshofes (BGH) soll gemeinsam mit 
dem 5. Strafsenat in der Liegenschaft, Karl-Heine-Straße 12, in Leipzig 
untergebracht werden. Damit der 6. Strafsenat des BGH in diese Räum-
lichkeiten einziehen kann, sollen die derzeit von der Generalbundesan-
waltschaft genutzten Räume in der Karl-Heine-Straße freigezogen wer-
den. Der Mietvertrag für die neue Unterbringung des Generalbundesan-
waltes in Leipzig wird derzeit endverhandelt.

14. Abgeordneter
Hagen Reinhold
(FDP)

An welchen Unternehmen hat die Bundesregie-
rung, inklusive ihrer nachgeordneten Behörden, in 
den letzten zehn Jahren Anteilsmehrheiten über-
nommen, bei denen zwar die Anteilsmehrheit, 
aber weniger als 95 Prozent der Anteile übernom-
men wurden, und bei welchen Unternehmen hat 
die Bundesregierung, inklusive ihrer nachgeord-
neten Behörden oder bundeseigenen Gesellschaf-
ten, in den letzten zehn Jahren Anteilsmehrheiten 
übertragen, bei denen zwar die Anteilsmehrheit, 
aber weniger als 95 Prozent der Anteile übertra-
gen wurden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn
vom 24. Oktober 2019

In den letzten zehn Jahren wurden von der Bundesregierung inklusive 
ihrer nachgeordneten Behörden 51 Prozent der Anteile an der gematik 
GmbH übernommen. Im selben Zeitraum wurden von der Bundesregie-
rung inklusive ihrer nachgeordneten Behörden oder bundeseigenen Ge-
sellschaften 80 Prozent der Anteile an der Deutsche Pfandbriefbank AG 
übertragen. Außerdem wurden jeweils 100 Prozent der Anteile an der 
TLG Wohnen GmbH und der TLG Immobilien GmbH (jeweils gesplittet 
in Anteilspakete von 94,9 Prozent und 5,1 Prozent) übertragen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern,
für Bau und Heimat

15. Abgeordneter
Dr.  Dietmar 
Bartsch
(DIE LINKE.)

Wie viele jüdische Einrichtungen (Kindergärten, 
Schulen, Gotteshäuser etc.) existieren nach 
Kenntnis der Bundesregierung im gesamten Bun-
desgebiet, und wie viele dieser Einrichtungen 
werden nach Kenntnis der Bundesregierung rund 
um die Uhr durch die Polizei gesichert (bitte ins-
gesamt angeben und nach Bundesländern auf-
schlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 21. Oktober 2019

Die Sicherung jüdischer Einrichtungen in Deutschland liegt im födera-
len System der Bundesrepublik Deutschland in der Zuständigkeit der 
Bundesländer.
Der Bundesregierung liegen insofern weder Kenntnisse zur Anzahl jüdi-
scher Einrichtungen im gesamten Bundesgebiet noch zu den diesbezü-
glichen Schutzmaßnahmen vor.

16. Abgeordneter
Dr.  Bernd 
Baumann
(AfD)

Wie viele Betrugsfälle bei Integrationskursen seit 
2015 wurden aufgedeckt, und wie hoch ist der 
aufgedeckte finanzielle Schaden durch betrügeri-
sche Anbieter von Integrationskursen seit 2015 
(jeweils aufgeschlüsselt nach Jahren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 25. Oktober 2019

Von den seit dem Jahr 2015 aufgrund von Betrugsverdacht seitens des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge erfolgten Strafanzeigen ge-
gen Integrationskursträger sind der Bundesregierung keine abschließen-
den Ermittlungsergebnisse der Strafverfolgungsbehörden bekannt. Dabei 
handelt es sich um wenige Einzelfälle, überwiegend um noch laufende 
Ermittlungsverfahren, in denen der konkrete Umfang und Schaden der 
Betrugsfälle noch nicht geklärt ist.

17. Abgeordneter
Dr.  Bernd 
Baumann
(AfD)

Wie viele abgelehnte Asylbewerber haben seit 
2015 an Integrationskursen teilgenommen (aufge-
schlüsselt nach Jahren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 25. Oktober 2019

Der Zugang zum Integrationskurs richtet sich nach dem Aufenthaltssta-
tus einer Person. Erforderlich ist gemäß § 44 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz 
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(AufenthG) ein dauerhafter und rechtmäßiger Aufenthalt. Während des 
laufenden Asylverfahrens können Asylsuchende lediglich gemäß § 44 
Absatz 4 Satz 2 Nummer 1a AufenthG bzw. seit dem 1. August 2019 
auch unter den Voraussetzungen des § 44 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1b 
AufenthG zum Integrationskurs zugelassen beziehungsweise gemäß 
§ 44a Absatz 1 Nummer 4 AufenthG von den Trägern der Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zum Kursbesuch verpflichtet 
werden. Bei Abschluss des Asylverfahrens durch rechtskräftige Ableh-
nung des Asylantrags liegen die Zugangsvoraussetzungen des § 44 Ab-
satz 4 Satz 2 Nummer 1a bzw. 1b AufenthG von vornherein nicht vor.
Nach rechtskräftigem Abschluss eines Asylverfahrens besteht nur dann 
eine Zugangsmöglichkeit zum Integrationskurs, wenn entweder ein Auf-
enthaltstitel oder eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG 
(§ 44 Absatz 4 Satz 2 Nr. 2 AufenthG) erteilt wurde. Welche Asylent-
scheidung einer Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG im Ein-
zelfall vorausgegangen ist, wird bei der Erteilung einer Teilnahmebe-
rechtigung bzw. -verpflichtung zum Integrationskurs in der Integrations-
geschäftsdatei nicht erfasst. Auch eine zeitlich nach Ausstellung einer 
Teilnahmeberechtigung ergehende Asylentscheidung wird in der Inte-
grationsgeschäftsdatei nicht erfasst. Daher liegen der Bundesregierung 
keine Erkenntnisse zur Teilnahme von abgelehnten Asylbewerbern an 
den Integrationskursen vor.

18. Abgeordneter
Daniel Föst
(FDP)

Wie hoch ist aktuell die Summe der offenen For-
derungen von Bauunternehmen gegenüber dem 
Bund für bereits erbrachte Bauleistungen im 
Hochbau des Bundes, und bis wann beabsichtigt 
die Bundesregierung, diese Forderungen zu be-
gleichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 24. Oktober 2019

Die Summe der offenen Forderungen für bereits erbrachte Bauleistungen 
im Bundeshochbau ist in dem für die Beantwortung der schriftlichen 
Frage zur Verfügung stehenden Zeitraum aufgrund der Vielzahl der für 
den Bund von unterschiedlichen Bauverwaltungen durchgeführten Bau-
maßnahmen nicht zu ermitteln.
Gemäß § 16 VOB(B) werden Ansprüche auf Abschlagszahlungen bin-
nen 21 Tagen nach Zugang der Aufstellung fällig. Der Anspruch auf 
Schlusszahlung wird alsbald nach Prüfung und Feststellung fällig, spä-
testens innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der Schlussrechnung. Die 
Frist verlängert sich auf höchstens 60 Tage, wenn sie aufgrund der be-
sonderen Natur oder Merkmale der Vereinbarung sachlich gerechtfertigt 
ist und ausdrücklich vereinbart wurde.

19. Abgeordnete
Britta Haßelmann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie soll der von der Bundesregierung im „Plan 
für Deutschland“ (www.bmi.bund.de/Shared
Docs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/
heimat-integration/gleichwertige-lebensverhaelt
nisse/kom-gl-massnahmen.html;jsessionid=5743E
55D40A3F5F162498F9AD47DA5F4.2_cid373) 
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vorgeschlagene sogenannte Gleichwertigkeits-
Check, der Gesetzesvorhaben auf die Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse überprüfen 
soll, konkret ausgestaltet sein im Hinblick auf die 
verwendeten Vergleichsparameter, und wie sieht 
der Zeitplan hinsichtlich der Umsetzung eines sol-
chen Gleichwertigkeits-Checks aus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 23. Oktober 2019

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat ist aktuell mit 
der Erstellung eines Leitfadens für den sog. Gleichwertigkeits-Check be-
fasst und strebt eine zeitnahe Abstimmung mit den übrigen Bundesress-
orts an. Ausgangspunkt des Gleichwertigkeits-Checks wird sein, ob das 
gesetzgeberische Vorhaben Disparitäten in dem zu regelnden Bereich 
abbaut, verfestigt oder verstärkt. Weitergehende Aussagen zu im Einzel-
fall geeigneten Vergleichsparametern und zum Zeitpunkt der Einführung 
sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich.

20. Abgeordnete
Britta Haßelmann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie und nach welchen Kriterien wird ein beglei-
tendes Monitoring der vorgelegten Handlungs-
empfehlungen der Bundesregierung für die Errei-
chung von gleichwertigen Lebensverhältnissen 
gestaltet sein?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 23. Oktober 2019

Zur Steuerung und zum Nachhalten der Umsetzung der Maßnahmen der 
Bundesregierung zu den Ergebnissen der Kommission „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ wurde ein Staatssekretärsausschuss beim Bundes-
ministerium des Innern, für Bau und Heimat eingerichtet. Der Staatsse-
kretärsausschuss hat im September 2019 seine Arbeit aufgenommen.

21. Abgeordneter
Marcus Held
(SPD)

Welche neuen Erkenntnisse hat die Bundesregie-
rung über das sogenannte Projekt „Schutzzone“ 
(Mitgliederzahl und deren Vorstrafen, bundeswei-
te Aktivitäten, Beobachtungsstatus seitens des 
Verfassungsschutzes), bei dem sich Personen 
selbst verschrieben haben, in einheitlichen Warn-
westen zu verschiedenen Veranstaltungen oder an 
Bahnhöfen deutschlandweit selbständig zu pat-
rouillieren, um die hiesige Polizei zu unterstützen, 
und welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über Maßnahmen, die seitens der örtlichen Polizei 
ergriffen wurden, um gegen Mitglieder der 
„Schutzzone“ vorzugehen (vgl. www.bz-berlin.de
/berlin/verfassungsschutz-warnt-vor-brauner-buer
gerwehr-in-berlin, https://taz.de/Buergerwehr-der-
NPD/!5517762/, www.tagesspiegel.de/politik/am
berg-in-bayern-rechtsextremisten-nach-pruegelat
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tacke-wir-schaffen-schutzzonen/23821954.html 
sowie https://lfv.hessen.de/presse/aktuelles-presse
mitteilungen/%E2%80%9Eschutzzonen%E2%80
%9C-streifen-eine-praktion-der-npd)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings
vom 23. Oktober 2019

Die sogenannte „Schutzzonen“-Kampagne wurde durch die Nationalde-
mokratische Partei Deutschlands (NPD) anlässlich des Bundestagswahl-
kampfes 2017 ins Leben gerufen. Die Kampagne wurde auf den Websei-
ten der Bundespartei, einiger Parteigliederungen sowie diversen Face-
book-Präsenzen beworben. Das Konzept wird deutschlandweit durch die 
Kreisverbände der NPD in eigener Verantwortung umgesetzt, die Kam-
pagnenschwerpunkte liegen derzeit in Sachsen und Brandenburg.
Das Konzept ist seitens der NPD als niedrigschwelliges Kontaktangebot 
zur Rekrutierung neuer Mitglieder gedacht und somit für jedermann zu-
gänglich. Da es sich bei den „Schutzzonen“ nicht um eine feste Struktur 
handelt, ist eine konkrete Teilnehmerzahl nicht verifizierbar. In der Re-
gel finden sich anlassbezogen zwei bis fünf Mitglieder des jeweiligen 
NPD-Kreisverbands und dessen Sympathisanten zu einer „Streife“ zu-
sammen. Die Resonanz außerhalb dieses Personenkreises ist jedoch ge-
ring. Bei ihren „Streifgängen“ tragen die Akteure Warnwesten.
Obgleich die Kampagne seitens der NPD als Erfolg mit immer größerem 
Teilnehmer- und Verbreitungskreis dargestellt wird, finden de facto 
meist nur vereinzelte Fototermine oder kurze Videoaufnahmen, aber 
kaum reale „Streifen“ statt. Die Erlangung nachhaltiger öffentlicher 
Aufmerksamkeit bleibt bisher aus.
Derartige durch die NPD organisierte Veranstaltungen werden im Rah-
men der Bearbeitung des Beobachtungsobjekts durch den Verfassungs-
schutz berücksichtigt. Aufgrund der fehlenden festen Organisations- und 
Mitgliederstruktur liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse über 
Vorstrafen etwaiger Mitglieder vor. Auch Straftaten mit möglichem Be-
zug zum Projekt „Schutzzone“, die im „Kriminalpolizeilichen Melde-
dienst politisch motivierte Kriminalität“ (KPMD-PMK) im Phänomen-
bereich – rechts – erfasst werden, geben keine Auskunft über Vorstrafen 
etwaiger Mitglieder, da es sich beim KPMD-PMK um eine Eingangssta-
tistik handelt.

22. Abgeordneter
Marcus Held
(SPD)

Welche genauen Erkenntnisse hat die Bundes-
regierung über die Mitglieder der „Schutzzone“, 
die auf dem Weinfest in Alzey und dem Back-
fischfest in Worms patrouillierten, und welche 
Vorkommnisse gab es durch die Anwesenheit der 
Mitglieder der „Schutzzone“ auf beiden Festen 
(vgl. hierzu www.wormser-zeitung-de/lokales/rhe
inhessen/mutmassliche-npd-anhaenger-spazieren-
fuer-schutzzone-in-alzey_19929419; www.swr.de
/swraktuell/rheinland-pfalz/Schutz-Zonen-in-Rhei
nland-Pfalz-PR-Aktion-von-Neonazis-wird-The
ma-im-Innenausschuss.neonazis-schutzzonen-100
.html; www.rheinpfalz.de/lokal/aus-dem-suedwes
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ten/artikel/npd-schickt-rechte-buergerwehren-auf-
die-strassen/?tx_rhpnews_shownews[reduced]=
true)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings
vom 23. Oktober 2019

Erkenntnisse über die Teilnehmer der „Schutzzonen“-Streifen auf den 
genannten Volksfesten, die über öffentlich zugängliche Informationen 
hinausgehen, liegen der Bundesregierung nicht vor. Der Bundesregie-
rung sind zudem, mit Ausnahme der Verteilung von Informationsmate-
rial der NPD, keine besonderen Vorkommnisse bekannt, die durch die 
Anwesenheit der „Schutzzonen“-Teilnehmer auf den beiden genannten 
Volksfesten verursacht worden wären.

23. Abgeordneter
Matthias Höhn
(DIE LINKE.)

Wie hoch ist der Anteil der in Ostdeutschland ge-
borenen Unterabteilungsleiterinnen und Unterab-
teilungsleiter in den Bundesministerien und im 
Bundeskanzleramt sowie der Anteil der in Ost-
deutschland geborenen Abteilungsleiterinnen und 
Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt (bitte auch 
die jeweilige Gesamtzahl angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Mayer
vom 22. Oktober 2019

Der Anteil der im Sinne der Fragestellung in den Bundesministerien und 
dem Bundeskanzleramt beschäftigten Unterabteilungsleiter/innen bzw. 
Abteilungsleiter/innen kann der nachfolgenden Übersicht entnommen 
werden. Ergänzend gebe ich folgende Hinweise zur Erhebung der Anga-
ben:
Als „Ostdeutschland“ werden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Berlin angese-
hen.
Unter dem Begriff „Unterabteilungsleiterinnen und Unterabteilungslei-
ter“ werden auch Ständige Vertreter/innen der Abteilungsleiter/innen so-
wie vergleichbare Funktionen (zum Beispiel Stabsleiter/innen, Gruppen-
leiter/innen) verstanden.

Anzahl der in Ostdeutschland
geborenen Abteilungsleiter/-innen
Stichtag 15.10.2019

Bundeskanzleramt 1 von 8 (12,5 %)

Anzahl der in Ostdeutschland
geborenen Unterabteilungsleiter/-innen
Stichtag 15.10.2019

Bundeskanzleramt 0 von 22 (0 %)
Bundesministerium der Finanzen 0 von 27 (0 %)
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 0 von 29 (0 %)
Auswärtiges Amt (Zentrale) 4 von 31 (13 %)
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 1 von 33 (0,33 %)

Drucksache 19/14492 – 16 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

juris Lex QS
19052024 ()

http://www.rheinpfalz.de/lokal/aus-dem-suedwesten/artikel/npd-schickt-rechte-buergerwehren-auf-die-strassen/?tx_rhpnews_shownews%5breduced%5d=true


Anzahl der in Ostdeutschland
geborenen Unterabteilungsleiter/-innen
Stichtag 15.10.2019

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 1 von 17 (5,9 %)
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 0 von 21 (0 %)
Bundesministerium der Verteidigung 0 von 28 (0 %)
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 0 von 13 (0 %)
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2 von 12 (16,67 %)
Bundesministerium für Gesundheit 1 von 14 (7 %)
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 1 von 18 (5,55 %)
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit

2 von 19 (10,5 %)

Bundesministerium für Bildung und Forschung 2 von 16 (12,5 %)
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

3 von 18 (14 %)

24. Abgeordneter
Dieter Janecek
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welcher konkreten Ausnahmeregelung des 
Schengen-Kodex erfolgt die Verlängerung der 
Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen 
Grenze, bzw. welcher Sachverhalt rechtfertigt die 
Anwendung dieser Rechtsgrundlage (bitte Sub-
sumtion des Sachverhalts unter die einzelnen Tat-
bestandsmerkmale der Vorschrift vornehmen), 
und wie viele Personen wurden im ersten Halb-
jahr 2019 aufgrund ausländerrechtlicher Delikte 
durch die Bayerische Grenzpolizei im Zuge der 
unmittelbaren Grenzkontrollen an die Bundespoli-
zei übergeben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings
vom 23. Oktober 2019

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat hat die vorüber-
gehende Wiedereinführung von Binnengrenzkontrollen an der deutsch-
österreichischen Landgrenze mit Wirkung vom 12. November 2019 aus 
insgesamt migrations- und sicherheitspolitischen Gründen auf Grundla-
ge der Artikel 25 bis 27 der Verordnung (EU) 2016/399 (Schengener 
Grenzkodex) neu angeordnet. Die nach Artikel 25 Absatz 1 des Schen-
gener Grenzkodexes für die vorübergehende Wiedereinführung von 
Kontrollen an den Binnengrenzen erforderlichen Voraussetzungen der 
ernsthaften Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder der inneren Si-
cherheit in einem Mitgliedstaat sind nach Ansicht des Bundesministe-
riums des Innern, für Bau und Heimat erfüllt. Dies ergibt sich insbeson-
dere aus den nach wie vor zu hohen Feststellungen unerlaubter Einreisen 
an der deutsch-österreichischen Landgrenze und der Lageentwicklung 
seit Sommer dieses Jahres an der türkisch-griechischen Grenze durch 
einen sprunghaften Anstieg von Anlandungen auf den griechischen In-
seln mit verstärkten Transfers auf das griechische Festland. Dort und 
entlang der Balkan-Route ist weiterhin ein hohes Potential für illegale 
Sekundärmigration, insbesondere in die Bundesrepublik Deutschland, zu 
verzeichnen.
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Im ersten Halbjahr 2019 hat die Bayerische Grenzpolizei insgesamt 
19 Personen im Sinne der Fragestellung an die Bundespolizei überge-
ben.

25. Abgeordneter
Konstantin Kuhle
(FDP)

In wie vielen Fällen hat das Bundeskriminalamt 
im Jahr 2018 sowie im Jahr 2019 den Einsatz 
einer Maßnahme nach § 52 Absatz 2 BKAG 
(Quellen-Telekommunikationsüberwachung) be-
antragt, und in wie vielen Fällen wurde dem An-
trag entsprochen (bitte nach Jahren sowie nach 
der Zahl der gestellten Anträge und der bewillig-
ten Anträge aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings
vom 22. Oktober 2019

Es wird darauf hingewiesen, dass die entsprechende Rechtsgrundlage 
der in der Frage gegenständlichen Maßnahmen nicht wie in der Frage 
angegeben in § 52 Absatz 2 des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG) 
sondern in § 51 Absatz 2 BKAG verortet ist.
Die Antwort zu der Frage ist als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGE-
BRAUCH“ eingestuft. Die erbetenen Auskünfte sind geheimhaltungsbe-
dürftig, weil sie Informationen enthalten, die im Zusammenhang mit der 
Arbeitsweise und Methodik der von der Schriftlichen Frage betroffenen 
Dienststelle des Bundes und insbesondere deren Aufklärungsaktivitäten 
und Analysemethoden stehen. Die Antwort auf die Schriftliche Frage 
beinhaltet zum Teil detaillierte Einzelheiten zu ihren technischen Fähig-
keiten und ermittlungstaktischen Verfahrensweisen. Aus ihrem Bekannt-
werden könnten Rückschlüsse auf ihre Vorgehensweise, Fähigkeiten und 
Methoden gezogen werden, was wiederum nachteilig für die Aufgaben-
erfüllung der durchführenden Stellen und damit für die Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland sein kann.
Deshalb ist die Antwort zur Frage gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 4 der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz 
(Verschlusssachenanweisung – VSA) als „VS – NUR FÜR DEN 
DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft und wird als nicht zur Veröffentli-
chung in einer Bundestagsdrucksache bestimmte Anlage übermittelt.*

Es wird auf den als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ ein-
gestuften Antwortteil verwiesen.

26. Abgeordnete
Zaklin Nastic
(DIE LINKE.)

Welche „bundeseinheitlichen Standards zur Auf-
lösung von Sitzblockaden“ (so die Aussage des 
Hamburger Polizei-Pressesprechers Timo Zill: 
www.mopo.de/hamburg/empoerung-ueber-wuer
gegriffe-bei-klima-demo--hamburg-polizei-wehrt-
sich-gegen-shitstorm-33201386) gibt es, und fällt 
die Anwendung des sogenannten Rückhaltegriffes 
bei scheinbar minderjährigen friedlichen De-

* Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat hat einen Teil der Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings vom 22. Oktober 2019 als 
„VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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monstrantinnen bei den Klimaprotesten in Ham-
burg am Freitag dem 13. September 2019 unter 
diese Standards, und inwiefern entspricht solch 
ein Vorgehen Artikel 19 der UN-Kinderrechtskon-
vention (Schutz vor Gewaltanwendung)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings
vom 24. Oktober 2019

Polizeiliche Maßnahmen zur Auflösung von Sitzblockaden werden unter 
Beachtung der bundesweit gültigen Vorschriften für die Polizeien des 
Bundes und der Länder getroffen (insbesondere Polizeidienstvorschrift 
201 – Aus- und Fortbildung für die Verwendung in Einsatzeinheiten, 
Verschlusssache – Nur für den Dienstgebrauch). Eine Vielzahl der in 
Frage kommenden polizeilichen Maßnahmen, auch die Räumung von 
Straßen, Plätzen, Gleisanlagen und Geländeteilen sind hierbei erfasst.
Die zu ergreifenden Maßnahmen sind dabei unter Beachtung der Ver-
hältnismäßigkeit in jedem Einzelfall zu prüfen. Dies schließt die Ange-
messenheit der ergriffenen Maßnahme speziell gegenüber Kindern ein. 
Bei einem solchen Vorgehen bleibt Artikel 19 der UN-Kinderrechtskon-
vention gewahrt.
Die Bundesregierung äußert sich im Übrigen nicht zu Einsätzen in der 
Verantwortung der Polizeien der Länder und dabei konkret ergriffenen 
Eingriffstechniken.

27. Abgeordnete
Daniela Wagner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Besteht ein Zeitplan für die Erarbeitung und Ein-
führung eines fachlichen Standards für die Finan-
zierung von Smart-City-Projekten über die Städ-
tebauförderung, der laut eigener Aussage der 
Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 
19/10365 hinsichtlich der klaren Abgrenzungs-
möglichkeiten der förderfähigen Kosten (Unren-
tierlichkeit) und zu Finanzierungsquellen anderer 
Investitionsprogramme (Subsidiaritätsprinzip der 
Städtebauförderung) noch nicht besteht, und wenn 
nein, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 21. Oktober 2019

Wie bereits in der zitierten Drucksache dargelegt fördert die Bundes-
regierung im Rahmen ihrer Umsetzungsstrategie zur Gestaltung des di-
gitalen Wandels im Schwerpunktvorhaben „Digitale Stadtentwicklung 
und Förderung von Smart Cities“ ab 2019 erstmals Smart-City-Modell-
projekte und baut den nationalen und internationalen Erfahrungsaus-
tausch zu stadtentwicklungspolitischen Fragen der Digitalisierung aus 
(Smart-City-Dialog). Grundlage für diese Maßnahmen ist die von der 
nationalen Dialogplattform Smart Cities vorgelegte Smart City Charta.
Mit den Modellprojekten sollen integrierte Smart-City-Strategien und 
deren Umsetzung als Lernbeispiele gefördert werden. Eine wesentliche 
Komponente ist der Erfahrungs- und Wissensaustausch zwischen den 
Projekten, aber auch mit nicht-geförderten Kommunen und mit nationa-
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len und internationalen Experten, sowie eine Begleitforschung und Eva-
luation der Projekte.
Deutsche Kommunen sollen durch diesen Wissenstransfer und Kompe-
tenzaufbau – auch über die geförderten Modellprojekte hinaus – die 
nächsten 10 Jahre unterstützt werden. Für die erste Staffel der Modell-
projekte wurden im Bundeshaushalt 2019 ca. 170 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. Über die geplante Gesamtlaufzeit von 10 Jahren sol-
len in vier Staffeln insgesamt rund 50 Modellprojekte mit 750 Millionen 
Euro gefördert werden.
Aus den Ergebnissen der Modellprojektförderung sollen auch Schlüsse 
für die Frage gezogen werden, ob und gegebenenfalls wie Smart City-
Projekte über die Städtebauförderung unterstützt werden. Ein Zeitplan 
für die Erarbeitung und Einführung des erfragten „Standards“ im Sinne 
einer eingeübten Praxis besteht nicht, da es derzeit noch an den erforder-
lichen Erkenntnis- und Wissensgrundlagen fehlt.

28. Abgeordnete
Daniela Wagner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Was hat die Evaluation der Nutzung des § 13b des 
Baugesetzbuches gemäß dem Beschluss der Bau-
ministerkonferenz vom September 2018, nach 
dem alle Bundesländer vom Bundesbauministeri-
um gebeten wurden mitzuteilen, in welchem Um-
fang von § 13b des Baugesetzbuches von den 
Kommunen Gebrauch gemacht wurde, ergeben 
(bitte Anzahl der Baugebiete und der überbauba-
ren Grundfläche in Hektar angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 18. Oktober 2019

Die Ergebnisse der Länderabfrage zu § 13b Baugesetzbuch wurden in 
zusammengefasster Form auf der Homepage des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat veröffentlicht. Sie sind unter folgendem 
Link abrufbar: www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffent
lichungen/themen/bauen/zusammengefasste-ergebnisse-laenderabfra
ge.html.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestagsdruck-
sache 19/14366) verwiesen.

29. Abgeordnete
Daniela Wagner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwieweit wird die Bundesregierung in die Ver-
waltungsvereinbarung 2020 für die Städtebauför-
derung die bedarfsgerechte Weiterentwicklung 
von Kleingartenflächen explizit als eine mögliche 
Maßnahme für Stadtgrün oder klimaresiliente 
Städte aufnehmen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
vom 18. Oktober 2019

Auf eine Nennung spezifischer Gebäudetypen wird im Entwurf der Ver-
waltungsvereinbarung (VV) Städtebauförderung 2020 verzichtet, um 
durch die Verwendung allgemeiner Oberbegriffe alle förderfähigen Ge-
bäudetypen zu erfassen und nicht gegebenenfalls im Umkehrschluss 
nicht benannte Gebäudetypen von der Förderung auszuschließen.
Im VV-Entwurf werden daher auch Kleingartenflächen nicht explizit be-
nannt. Die Förderung von Kleingartenflächen war und ist im Rahmen 
der Städtebauförderung bereits möglich. Wie bei jeder anderen städte-
baulichen Investition müssen dazu lediglich die allgemeinen Fördervo-
raussetzungen vorliegen: Die zu fördernde Kleingartenfläche muss in ei-
nem durch die Kommune festgelegten Gebiet liegen und von einem in-
tegrierten Entwicklungskonzept erfasst sein. Nach dem VV-Entwurf 
2020 sind zudem „Maßnahmen des Klimaschutzes und/oder zur Klima-
anpassung und Maßnahmen zur grünen Infrastruktur“ vorzusehen. Eine 
explizite Benennung von Kleingärtenflächen ist für deren Förderung da-
her weder notwendig noch angezeigt, da Leerstand u. ä. von Kleingärten 
einen städtebaulichen Missstand gem. § 136 Baugesetzbuch darstellen 
können sowie Sanierungen oder Rückbau von Kleingärten regelmäßig 
unter den Tatbestand „Anpassung städtischer Infrastruktur“ fallen (vgl. 
Präambel und insb. Artikel 5 Abs. II, 8 Abs. III VV StBauF 2019) und 
auch künftig unter diesem Fördertatbestand gefasst werden können (vgl. 
Präambel und Artikel 8 Abs. III VV-Entwurf StBauF 2020).

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

30. Abgeordnete
Margarete Bause
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nimmt die Bundesregierung die Inhaftierung des 
türkischen Schriftstellers und diesjährigen Trägers 
des Geschwister-Scholl-Preises, Ahmet Altan, der 
wegen angeblichen Putschversuchs in einem 
Hochsicherheitsgefängnis einsitzt, zum Anlass, 
Initiativen zugunsten dieses Autors zu ergreifen, 
der laut Preisjury an das „Vermächtnis“ der in 
München wegen ihres Widerstands gegen die NS-
Diktatur hingerichteten Geschwister Scholl erin-
nert, und wenn nein, warum nicht (www.sueddeut
sche.de/kultur/geschwister-scholl-preis-der-preis
traeger-wird-fehlen-1.4625824, https://geschwis
ter-scholl-preis.de)?

Antwort des Staatsministers Michael Roth
vom 21. Oktober 2019

Die Bundesregierung verfolgt den Fall von Ahmet Altan weiterhin sehr 
aufmerksam. Nach der Aufhebung des erstinstanzlichen Urteils durch 
das Kassationsgericht wird der Prozess derzeit neu aufgerollt. Der 
nächste Verhandlungstag ist für den 4. November 2019 angesetzt.
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Die Bundesregierung setzt sich auf allen ihr zur Verfügung stehenden 
Kanälen auch weiterhin für die Achtung von Menschenrechten, Rechts-
staatlichkeit und demokratischen Grundprinzipien in der Türkei ein.

31. Abgeordnete
Ekin Deligöz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwiefern plant die Bundesregierung, den Zah-
lungsverzug seitens der USA in Höhe von mehr 
als 1 Milliarde US-Dollar (674 Millionen US-
Dollar in diesem Jahr + 380 Millionen US-Dollar 
aus früheren Jahren) (www.sueddeutsche.de/poli
tik/vereinte-nationen-un-guterres-1.4633218) und 
die perspektivisch möglichen Zahlungsausfälle an 
die Vereinten Nationen (insbesondere auch mit 
Blick auf die Androhung seitens der USA, keine 
Institutionen und Organisationen mehr zu finan-
zieren, die zu SRHR („sexual and reproductive 
health and rights“) arbeiten), dessen Liquiditätsre-
serven bereits bis Ende Oktober 2019 aufge-
braucht sind, zu kompensieren und in welcher 
Höhe?

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis
vom 21. Oktober 2019

Die Bundesregierung hilft durch den zielgerichteten Einsatz freiwilliger 
Leistungen, die deutlich über ursprüngliche Zusagen hinausgehen, die 
Arbeit der Vereinten Nationen (VN) zu sichern.
Darüber hinaus setzt sich die Bundesregierung in bilateralen Gesprächen 
regelmäßig mit Nachdruck für die pünktliche und vollständige Zahlung 
von Pflichtbeiträgen an die VN ein. Ebenso setzt sie sich in multilatera-
len Verhandlungen für eine Verringerung der Außenstände von Pflicht-
beiträgen sowie für Möglichkeiten zur Verbesserung der Liquiditätslage 
der VN ein.
Die Resolutionen, welche die Anteile der VN-Mitgliedstaaten zu den 
Pflichthaushalten und die Höhe des jeweiligen Haushalts festlegen, wur-
den stets im Konsens – auch mit Zustimmung der derzeit säumigen oder 
zahlungsunwilligen Mitgliedstaaten – verabschiedet. Dass einzelne VN-
Mitgliedstaaten die durch säumige Überweisung von Pflichtbeiträgen 
anderer VN-Mitgliedstaaten an den VN-Haushalt entstehenden Lücken 
kompensieren, ist nicht vorgesehen.

32. Abgeordneter
Kai Gehring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
für ihre wirtschaftliche Zusammenarbeit, Außen- 
und Menschenrechtspolitik aus der Ankündigung 
der Regierung Ugandas, Gesetzesverschärfungen 
bis hin zur Todesstrafe für Homosexuelle einzu-
führen (vgl. www.derstandard.at/privacywall/stor
y/2000109766654/uganda-will-todesstrafe-fuer-h
omosexuelle-einfuehren), und inwiefern wirkt sie 
dabei auf ein gemeinsames Handeln der Europä-
ischen Union hin?
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Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis
vom 21. Oktober 2019

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist derzeit nicht von einer erneuten 
Einbringung eines Gesetzentwurfs zur Verschärfung der Strafbarkeit von 
Homosexualität in Uganda auszugehen.
Die ugandische Regierung hat die Aussagen des ugandischen Bundesmi-
nister für Ethik und Integrität, Simon Lokodo, bezüglich einer angeblich 
unmittelbar bevorstehenden erneuten Befassung des Parlaments mit dem 
vor fünf Jahren gescheiterten Entwurf des Anti-Homosexualitätsgeset-
zes, das für Homosexualität die Todesstrafe vorsah,, dementiert. So hat 
der ugandische Außenminister, Sam Kutesa, gegenüber Vertretern des 
diplomatischen Korps vor Ort, darunter dem deutschen Botschafter, am 
10. Oktober 2019 bekräftigt, dass keine Gesetzesverschärfung für Ho-
mosexuelle geplant sei.
Der Regierungssprecher dementierte am 12. Oktober 2019 ebenfalls alle 
Berichte über die angebliche Einbringung des Gesetzes.
Die Bundesregierung thematisiert menschenrechtliche Belange regelmä-
ßig gegenüber Regierungsvertreterinnen und -vertretern sowie Nichtre-
gierungsorganisationen und Menschenrechtsverteidigerinnen und -ver-
teidigern vor Ort. Die deutsche Botschaft in Kampala wird das Thema 
weiterhin aufmerksam verfolgen. Das Thema ist regelmäßig Gegenstand 
der Abstimmung im Kreis der Leiterinnen und Leiter von Botschaften 
der EU-Mitgliedstaaten.

33. Abgeordneter
Kai Gehring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwiefern hat sich die Bundesregierung seit der 
Räumung von Pachtland zu Gunsten der Kaweri-
Kaffee-Plantage in Uganda im Jahr 2001 zu die-
sem Vorgang verhalten (vgl. Chronologie der Or-
ganisation FIAN Deutschland www.fian.de/filead
min/user_upload/bilder_allgemein/Fallarbeit/mub
ende/Chronologie_Kaweri_2001-2019_Juli.pdf), 
und wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Stand des diesbezüglich anhängigen Schieds-
verfahrens?

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis
vom 24. Oktober 2019

Die Bundesregierung verfolgt die Entwicklung in Kaweri mit großer 
Aufmerksamkeit. Hinsichtlich des seit vielen Jahren anhängigen Rechts-
streits steht die deutsche Botschaft in Kampala in regelmäßigem Kontakt 
mit der ugandischen Regierung, mit der die Kaweri-Plantage bewirt-
schaftenden Unternehmensgruppe sowie mit der Organisation FIAN, die 
die Kläger unterstützt. Die Botschaft entsendet regelmäßig Prozessbe-
obachter zu den Anhörungen im laufenden Verfahren.
Derzeit streben die Beteiligten nach Kenntnis der Bundesregierung eine 
außergerichtliche Einigung an. Seit Anfang Oktober liegt erstmals ein 
konkretes Entschädigungsangebot der ugandischen Regierung vor, über 
das die Beteiligten momentan verhandeln.
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34. Abgeordnete
Ulla Jelpke
(DIE LINKE.)

Bleibt die Bundesregierung angesichts des An-
griffs der türkischen Armee auf Nord- und Ostsy-
rien bei ihrer am 30. September 2019 geäußerten 
Auffassung, die Zahl der Abschiebungen von 
Schutzsuchenden aus den Hotspots aus den grie-
chischen Inseln in die Türkei müsse rasch und 
deutlich gesteigert werden (www.dw.com/de/wie-
geht-es-weiter-im-camp-moria-auf-lesbos/a-5064
6362), und wie ist dies mit den Plänen der Türkei 
zu vereinbaren, bis zu zwei Millionen Schutzsu-
chende aus Syrien in einem von ihr besetzten Ge-
biet in Nord- und Ostsyrien anzusiedeln (www.ta
gesschau.de/ausland/tuerkei-offensive-eu-dro
hung-101.html) ?

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis
vom 22. Oktober 2019

Die Bundesregierung steht unverändert zur EU-Türkei-Erklärung vom 
18. März 2016, die einen wesentlichen Beitrag dazu leistet, dass sich die 
Ankünfte in Griechenland und die risikoreichen Überfahrten im Ver-
gleich zu dem Zeitraum vor März 2016 deutlich reduziert haben. Gerade 
mit Blick auf die Situation auf den griechischen Inseln ist die EU-Tür-
kei-Erklärung deshalb von entscheidender Bedeutung.
Wichtiger Bestandteil der Erklärung ist der „Eins-zu-Eins-Mechanis-
mus“, nach dem für jede Person mit syrischer Staatsangehörigkeit, die 
von den griechischen Inseln in die Türkei zurückgeführt wird, in Zusam-
menarbeit mit dem Hochkommissariat der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge (UNHCR) eine andere Person mit syrischer Staatsangehörig-
keit aus der Türkei in der EU neu angesiedelt wird.
Die durch das UNHCR definierten Kriterien für jede Rückkehr nach Sy-
rien (Freiwilligkeit, Rückkehr in Würde und in Sicherheit) richten sich 
auch an die Türkei.

35. Abgeordnete
Zaklin Nastic
(DIE LINKE.)

Welche konkreten Informationen hat die Bundes-
regierung zur Praxis des israelischen Militärs, 
Herbizide am Grenzzaun zu Gaza zu versprühen 
(www.theguardian.com/world/2019/jul/19/israeli-
spraying-of-herbicide-near-gaza-harming-palesti
nian-crops), und welche negativen Auswirkungen 
kann diese Praxis nach Kenntnis der Bundesregie-
rung auf Landwirtschaft und Bauern im Gaza-
streifen haben?

Antwort des Staatsministers Niels Annen
vom 22. Oktober 2019

Die öffentlich verfügbaren Informationen sind der Bundesregierung be-
kannt. Über eigene Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung verfügt die 
Bundesregierung nicht.
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36. Abgeordneter
Manuel Sarrazin
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche eigenen Erkenntnisse hat die Bundes-
regierung – einschließlich nachrichtendienstlicher 
Erkenntnisse – über den in der sogenannten 
Volksrepublik Donezk von den dortigen De-facto-
Machthabern Anfang Oktober 2019 durchgeführ-
ten Zensus (www.civicmonitoring.org/develop
ments-in-dnr-and-lnr-21-september-08-october-20
19-newsletter-65/)?

Antwort des Staatsministers Michael Roth
vom 23. Oktober 2019

Der Bundesregierung ist Berichterstattung bekannt, wonach in der soge-
nannten Volksrepublik Donezk im Oktober 2019 ein Zensus durchge-
führt wurde. Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine eigenen 
Erkenntnisse vor.

37. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Plant die Bundesregierung die Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen zu Taiwan, wenn ja, wann 
ist mit dem Aufbau einer diplomatischen Vertre-
tung in Taiwan zu rechnen, und wenn nein, was 
sind die Gründe dafür?

Antwort des Staatsministers Niels Annen
vom 23. Oktober 2019

Die Bundesregierung plant keine Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen zu Taiwan. Seit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit der 
Volksrepublik China im Jahr 1972 verfolgt die Bundesrepublik Deutsch-
land eine unverändert gültige Ein-China-Politik, nach der die Volksre-
publik China als einziger souveräner Staat in China völkerrechtlich aner-
kannt wird.

38. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Welche Mitglieder der Regierung Taiwans haben 
seit dem Jahr 2013 eine Einreiseerlaubnis nach 
Deutschland beantragt, und wessen Anträge wur-
den abgelehnt?

Antwort des Staatsministers Niels Annen
vom 23. Oktober 2019

Inhaberinnen und Inhaber taiwanischer Reisepässe können seit dem 
11. Januar 2011 für Aufenthalte bis zu 90 Tagen innerhalb von 180 Ta-
gen visumfrei in den Schengen-Raum einreisen.

39. Abgeordneter
Benjamin Strasser
(FDP)

Sind unter den aus kurdischen Gefangenenlagern 
in Nordsyrien entkommenen IS-Anhängerinnen 
und -Anhängern nach Kenntnis der Bundesregie-
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rung deutsche Staatsbürgern, und wenn ja, wie 
viele (vgl. www.tagesschau.de/ausland/syrien-tue
rkei-145.html)?

Antwort der Staatssekretärin Antje Leendertse
vom 22. Oktober 2019

Die der Bundesregierung vorliegenden Informationen legen nahe, dass 
sich unter den aus kurdischen Gefangenenlagern in Nordsyrien entkom-
menen IS-Anhängerinnen und -Anhängern auch deutsche Staatsangehö-
rige befinden. Darüber hinaus verfügt die Bundesregierung über keine 
eigenen, gesicherten Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie

40. Abgeordnete
Renata Alt
(FDP)

Plant die Bundesregierung, auch mit anderen EU-
Staaten Rüstungsexportabkommen zu schließen, 
die dem des deutsch-französischen Abkommens 
von Mitte Oktober 2019 nachempfunden sind 
(www.tagesspiegel.de/politik/deutsch-franzoesi
scher-ministerrat-berlin-und-paris-einigen-sich-au
f-regeln-fuer-ruestungsexporte), und falls ja, wel-
che Staaten stuft die Bundesregierung dabei als 
prioritär ein?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum
vom 24. Oktober 2019

Es sind keine derartigen Abkommen in Planung.

41. Abgeordnete
Margarete Bause
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung beste-
hende oder geplante Exporte aus Deutschland an 
die 28 chinesischen Behörden und Unternehmen, 
die am 7. Oktober 2019 von den USA auf eine so 
genannte Entity List gesetzt wurden, was zu einer 
Einschränkung von Exporten aus den USA an die 
gelisteten chinesischen Behörden und Unterneh-
men führt (www.theguardian.com/world/2019/oct
/08/us-blacklists-28-chinese-companies-and-gove
rnment-agencies-over-uighur-repression), und 
hält es die Bundesregierung auf Grundlage der ihr 
vorliegenden Erkenntnisse über die Rolle dieser 
Behörden und Unternehmen im Rahmen der staat-
lichen Repressionen gegen muslimische Minder-
heiten in der Autonomen Provinz Xinjiang im 
Nordwesten der Volksrepublik China für ange-
messen, ähnliche Sanktionsmechanismen zu er-
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greifen (www.state.gov/u-s-department-of-state-i
mposes-visa-restrictions-on-chinese-officials-for-r
epression-in-xinjiang/) (bitte ausführlich begrün-
den)?

Antwort des Staatssekretär Dr. Ulrich Nußbaum
vom 23. Oktober 2019

Zur Beantwortung der Frage ist eine Prüfung von Ausfuhrgenehmi-
gungsdaten unter Beachtung etwaiger Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse erforderlich. Diese konnte in der für die Beantwortung vorgesehe-
nen Frist nicht abgeschlossen werden. Die Prüfung wird schnellstmög-
lich finalisiert, so dass die Antwort der Bundesregierung kurzfristig 
nachgereicht wird.*

42. Abgeordnete
Katharina Dröge
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie ist die Position des Bundeswirtschaftsminis-
teriums zur Forderung des Bundesarbeitsministers 
Hubertus Heil, dass der Bund nur noch Aufträge 
an Firmen vergäbe, die sich an Tarifverträge hal-
ten (www.sueddeutsche.de/politik/gewerkschafts
tag-besser-mit-tarifvertrag-1.4629967)?

Antwort der Staatssekretärin Claudia Dörr-Voß
vom 24. Oktober 2019

Für die Vergabe öffentlicher Aufträge ab Erreichen der EU-Schwellen-
werte gilt nach § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen bereits heute, dass Unternehmen bei der Ausführung eines 
öffentlichen Auftrags alle für sie geltenden rechtlichen Verpflichtungen 
einzuhalten haben, insbesondere Steuern, Abgaben und Beiträge zur So-
zialversicherung entrichten, die arbeitsschutzrechtlichen Regelungen 
einhalten und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wenigstens 
diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestent-
gelts gewähren, die nach dem Mindestlohngesetz, einem nach dem Ta-
rifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegeset-
zes für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrag oder einer nach § 7, 
§ 7a oder § 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder einer nach § 3a 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung für 
die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden.
Gleiches gilt jedenfalls für die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienst-
leistungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte nach § 45 Absatz 1 
der Unterschwellenvergabeordnung i. V. m. § 128 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen.
Infolge der jüngeren Entwicklungen auf der Ebene des Unionsrechts 
sind die Möglichkeiten der Mitgliedstaaten zur Berücksichtigung der Ta-
rifbindung weiter als bisher. Die sich hieraus ergebenden Folgen sind 
noch zu prüfen und politisch innerhalb der Bundesregierung zu entschei-
den.

* Die noch ausstehenden Informationen wurden von der Bundesregierung nachgereicht. Siehe dazu Bundestagsdrucksache 19/14931.
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43. Abgeordnete
Susanne Ferschl
(DIE LINKE.)

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
die Höhe von Bundesmitteln (insbesondere För-
dermitteln für Forschung und Entwicklung (FuE) 
bzw. der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GRW)) im Zeitraum von 2007 bis 2019 an 
die Continental AG oder Tochterunternehmen, 
und an welche Auflagen waren/sind diese gebun-
den (bitte nach Jahren differenzieren und separat 
den Standort Roding ausweisen)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum
vom 23. Oktober 2019

Die Daten können den folgenden Tabellen (s. S. 30 u. 31) entnommen 
werden.
Zu beachten ist, dass in der Projektförderung des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung Nebenbestimmungen die Förderbescheide 
ergänzen und zu deren Bestandteil gemacht werden. Die Nebenbestim-
mungen reglementieren die Verwendung von Zuwendungsmitteln und 
deren Verwendungsnachweis. Sie dienen dazu, eine zweckentsprechende 
und für die Bewilligungsbehörde nachvollziehbare Fördermittelverwen-
dung sicherzustellen sowie nicht zweckentsprechender Verwendung un-
mittelbar entgegenzutreten. Diese Nebenbestimmungen werden nicht ge-
sondert aufgeführt.
Es ist ferner zu beachten, dass auf Grund der hohen Anzahl der Tochter-
unternehmer der Continental AG keine Garantie für Vollzähligkeit in der 
Antwort gegeben werden kann.
Folgende Tochterunternehmen haben im Rahmen der genannten Förder-
summe eine Förderung erhalten:
ContiTech Antriebssysteme GmbH
ContiTech Elastomer-Beschicht. GmbH
Vitesco Technologies Emitec GmbH
Continental Automotive GmbH
Continental Teves AG & Co. OHG
Conti Temic microelectronic GmbH
Konrad Hornschuch Aktiengesellschaft
Continental Mech. Components Germany GmbH
ContiTech Techno-Chemie GmbH
ADC Automotive Distance Control Systems GmbH
ContiTech Vibration Control GmbH
Continental Emitec Verwaltungs GmbH
Continental Safety Engineering International GmbH
Elektrobit Automotive GmbH
TEMIC Automotive Electric Motors GmbH
ContiTech AG
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Schaeffler Motorenelemente AG & Co. KG
Continental Reifen Deutschland GmbH
ContiTech MGW GmbH
Benchmark Drives GmbH & Co. KG
Benecke-Kaliko Aktiengesellschaft
Continental Trebbin GmbH & Co. KG Sondermaschinenbau
Viteso Technologies Roding GmbH
Technify Motors GmbH
Vitesco Technologies GmbH
Schaeffler Automotive Aftermarket GmbH & Co. KG
Vergölst GmbH
ContiTech-Transportbandsysteme GmbH
ContiTech Transportsysteme GmbH
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44. Abgeordneter
Otto Fricke
(FDP)

Wie plant die Bundesregierung sicherzustellen, 
dass die Länder, die im Rahmen des „Investitions-
gesetzes Kohleregionen“ Fördermittel des Bundes 
für Projekte erhalten, die im Zusammenhang mit 
dem aus dem Ausstieg aus der Braunkohle resul-
tierenden Strukturwandel stehen, die Projektför-
derung noch in dem Haushaltsjahr bewilligen 
können, in dem sie die zu fördernden Projekte der 
Bundesregierung zur Freigabe melden?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum
vom 22. Oktober 2019

Der Entwurf zum Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen befindet sich 
derzeit im parlamentarischen Verfahren. Damit besteht gegenwärtig kei-
ne rechtliche Grundlage, um die entsprechenden Maßnahmen umzuset-
zen oder die hierfür erforderlichen Mittel im Bundeshaushalt einzupla-
nen. Allerdings geht die Bundesregierung davon aus, dass das Gesetz 
wie geplant nächstes Jahr in Kraft treten wird. Daher werden bereits 
jetzt Vorbereitungen getroffen, um nach dem Inkrafttreten zügig mit der 
Förderung von Projekten beginnen zu können. Hierfür wurden u. a. die 
Ressorts und die Länder gebeten, bereits etatreife Projekte zu melden. 
Diese Abfrage ist derzeit noch nicht abgeschlossen. Aufgrund dieser 
Abfrage wird es möglich sein, dass im kommenden Jahr voraussichtlich 
benötigte Mittelvolumen abzuschätzen. Nach Inkrafttreten des Gesetzes 
können Projekte und Maßnahmen in diesem Rahmen angemeldet und 
umgesetzt werden. Die finanzielle Umsetzung wird im weiteren Verfah-
ren sichergestellt.

45. Abgeordneter
Otto Fricke
(FDP)

In welcher Höhe erwartet die Bundesregierung 
jährlich Minderausgaben des Bundes im Bereich 
der vom Bund zu entrichtenden Stromkosten, re-
sultierend aus der im Ergänzungshaushalt 2020 
vorgesehenen schrittweise erfolgenden Reduzie-
rung der EEG-Umlage, und auf welche Höhe 
schätzt die Bundesregierung die jährlichen Ein-
sparungen resultierend aus diesem Vorhaben für 
einen durchschnittlichen Privathaushalt mit einem 
beispielhaften Verbrauch von 3.500 kWh pro Jahr 
(bitte beides bis 2025 nach Jahren aufschlüsseln)?

Antwort des Staatssekretärs Andreas Feicht
vom 24. Oktober 2019

Für die Beantwortung der Frage wird der Stromverbrauch des Bundes 
nach Maßgabe des aktuellen Monitoringberichts der Bundesregierung 
zum Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit unterstellt. Darin wird der 
Stromverbrauch der zivil genutzten Liegenschaften mit 429 GWh (2017) 
angegeben. Der entsprechende Verbrauch in den militärischen und nicht-
militärischen Liegenschaften des Bundesministeriums der Verteidigung 
betrug im Jahr 2017 insgesamt 1.030 GWh. Da die Energieverbräuche 
des Bundes bislang noch nicht vollumfänglich erfasst sind, wird der Ge-
samtverbrauch vermutlich leicht höher liegen als die hier angesetzte 
Summe der beiden vorgenannten Zahlen, also von 1.459 GWh. Für den 
Privathaushalt werden entsprechend der Vorgabe des Fragestellers 
3.500 kWh angesetzt. Die Minderausgaben ergeben sich aus der Multi-
plikation der genannten Stromverbräuche mit der im Klimaschutzpro-
gramm 2030 vorgesehen Reduzierung der EEG-Umlage:

Reduzierung
EEG-Umlage

Einsparung bezogen auf 
3.500 kWh

Einsparung bezogen auf 
1.459 GWh

2021 0,25  ct/kWh  8,75 € 3.647.500 €
2022 0,5   ct/kWh 17,50 € 7.295.000 €
2023 0,625 ct/kWh 21,88 € 9.118.750 €
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Für 2024 und 2025 ist die EEG-Umlagesenkung noch nicht spezifiziert, 
entsprechend kann für diese Jahre kein Wert ausgewiesen werden.

46. Abgeordneter
Oliver Krischer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Warum hat die Bundesregierung das Ausbauziel 
für Windenergie an Land von 80 GW im Jahr 
2030 im Klimaprogramm (Entwurf 24. September 
2019. und Vorschlag BNetzA) auf 67 bis 71 GW 
im Kabinettbeschluss des Klimaprogramms abge-
senkt, und wie will sie mit dem nun abgesenkten 
Ziel für Windenergie an Land unter Berücksichti-
gung der Erhöhung der PV-Kapazitäten auf 
98 GW im Jahr 2030 den Anteil von 65 Prozent 
erneuerbaren Energien bis 2030 erreichen?

Antwort des Staatssekretärs Andreas Feicht
vom 24. Oktober 2019

Maßgeblich ist der Kabinettbeschluss vom 9. Oktober 2019 zum „Kli-
maschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Umsetzung des Kli-
maschutzplans 2050“, wonach in einem Zielmodell zur Erreichung eines 
Anteils der erneuerbaren Energien von 65 Prozent am Bruttostromver-
brauch bis 2030 für Wind an Land eine Spannbreite der installierten 
Leistung von 67 bis 71 GW enthalten ist sowie 98 GW für Photovoltaik 
und 20 GW für Wind auf See. Der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Bruttostromverbrauch wird neben den Ausbaupfaden maßgeblich von 
der Entwicklung des Stromverbrauchs geprägt (u. a. Effizienz und Sek-
torkopplung). Die Bundesregierung geht gegenwärtig davon aus, dass 
sich der Bruttostromverbrauch für das Jahr 2030 geringfügig unterhalb 
des heutigen Niveaus bewegen dürfte. Dafür sind erhebliche Anstren-
gungen im Bereich Effizienz erforderlich.
Die konkrete Umsetzung des Zielmodells zur Erreichung des Ausbau-
ziels der erneuerbaren Energien auf 65 Prozent bis 2030 erfolgt im Rah-
men der EEG-Novelle 2020. Die Ergebnisse der Verhandlungen sind ab-
zuwarten.

47. Abgeordneter
Sven Lehmann
((BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Stromsperren wurden nach Kenntnis 
der Bundesregierung im Jahr 2018 bei Haushalts-
kundinnen und Haushaltskunden durchgeführt 
(bitte nach Bundesländern differenzieren), und 
wie viele Personen waren hiervon insgesamt be-
troffen?

Antwort des Staatssekretärs Andreas Feicht
vom 22. Oktober 2019

Die Anzahl der bundesweiten Stromsperren ist nach vorläufiger Auswer-
tung des jährlichen Monitoring der Bundesnetzagentur um etwa 14 Pro-
zent von 343.865 im Jahr 2017 auf 296.370 im Jahr 2018 gesunken. Die 
Verteilung der Stromsperren im Jahr 2018 auf die einzelnen Bundeslän-
der kann der folgenden Tabelle entnommen werden. Zu beachten ist, 
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dass die Zahlen für das Jahr 2018 bis zur Veröffentlichung des Monito-
ringberichts 2019 noch als vorläufig anzusehen sind.

Vorläufige Anzahl 
Sperrungen im 

Jahr 2018

Anteil an Zähl-
punkten von 

Letztverbrauchern 
im Bundesland

in Prozent
Bremen 4.785 1,08
Hamburg 9.645 0,83
Berlin 18.975 0,80
Nordrhein-Westfalen 89.210 0,80
Sachsen-Anhalt 12.052 0,79
Schleswig-Holstein 10.475 0,59
Hessen 22.148 0,58
Mecklenburg-Vorpom-
mern

6.141 0,54

Sachsen 14.844 0,52
Rheinland-Pfalz 12.772 0,51
Saarland 3.181 0,50
Niedersachsen 23.280 0,49
Thüringen 6.295 0,46
Brandenburg 7.117 0,42
Bayern 29.506 0,38
Baden-Württemberg 24.502 0,37
Nicht zuordbar 1.442
Gesamt Deutschland 296.370 0,57

Es liegen aus dem Monitoring der Bundesnetzagentur nur Daten über 
die Anzahl der betroffenen Zählpunkte vor. Wie viele Personen in einem 
an einen Zählpunkt angeschlossenen Haushalt leben, wird nicht erfasst. 
Somit ist keine Aussage über die Anzahl der im Jahr 2018 von Sperrun-
gen betroffenen Personen möglich.

48. Abgeordneter
Pascal Meiser
(DIE LINKE.)

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die durchschnittlichen nominalen Ladenmie-
ten in Geschäftskernen in 1a- und 1b-Lagen je-
weils für große und kleine Ladenflächen zwischen 
2014 und 2018 entwickelt (bitte jährlich die 
durchschnittlichen nominalen Quadratmeterpreise 
für die jeweiligen Segmente aufschlüsseln)?

Antwort der Staatssekretärin Claudia Dörr-Voß
vom 24. Oktober 2019

Die Kenntnisse der Bundesregierung über die Entwicklung der durch-
schnittlichen nominalen Ladenmieten in Geschäftskernen in 1a- und 1b-
Lagen jeweils für große und kleine Ladenflächen zwischen 2014 und 
2018 entstammen den Mietanalysen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR). Aus diesen Analysen lässt sich ableiten, 
dass die Ladenmieten im Zeitraum 2014 bis 2018 in den 1a-Lagen der 
Geschäftskerne nominal um insgesamt ca. 6,4 Prozent (größere Laden-
flächen mit ca. 150 m²) bzw. um ca. 8 Prozent (kleine Ladenflächen mit 
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ca. 60 m²) gestiegen sind. Dies entspricht einem Zuwachs um ca. 
1,5 Prozent bzw. 2 Prozent pro Jahr.
In den 1b-Lagen der Geschäftskerne sind die Ladenmieten im gleichen 
Zeitraum nominal um insgesamt rund 27 Prozent (größere Ladenflä-
chen) bzw. um rund 21,5 Prozent (kleine Ladenflächen) gestiegen. Dies 
entspricht einem Zuwachs um ca. 7 Prozent bzw. ca. 5,5 Prozent pro 
Jahr.
Es ist darauf hinzuweisen, dass der Mietwert der diesen Analysen zu-
grunde liegenden IVD-Gewerbepreisspiegel als sog. Schwerpunktmiete 
ausgewiesen wird (kein rechnerisches Mittel, sondern Schwerpunktset-
zung durch IVD-Marktberichterstatter vor Ort innerhalb einer empiri-
schen Spanne).
Die Quadratmeterpreise können Tabelle 1 entnommen werden. Die pro-
zentualen Veränderungsraten der jeweiligen Jahre sind Tabelle 2 zu ent-
nehmen.

49. Abgeordneter
Pascal Meiser
(DIE LINKE.)

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in sogenannten TOP-Städten die durch-
schnittlichen nominalen Ladenmieten in Ge-
schäftskernen in 1a- und 1b-Lagen für große und 
kleine Ladenflächen zwischen 2014 und 2018 ent-
wickelt (bitte jährlich die durchschnittlichen no-
minalen Quadratmeterpreise für die jeweiligen 
Segmente aufschlüsseln)?
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Antwort der Staatssekretärin Claudia Dörr-Voß
vom 24. Oktober 2019

Die Kenntnisse der Bundesregierung über die Entwicklung der durch-
schnittlichen nominalen Ladenmieten in Geschäftskernen in 1a- und 1b-
Lagen jeweils für große und kleine Ladenflächen zwischen 2014 und 
2018 in so genannten TOP-Städten entstammen den Mietanalysen des 
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR).
Die Ladenmieten der TOP-Städte (außer Stuttgart) kommen in 1a-Lagen 
auf eine Mietsteigerung von ca. 2,5 Prozent (große Ladenflächen) bzw. 
ca. 3 Prozent (kleine Ladenflächen) pro Jahr.
In 1b-Lagen kommen die TOP-Städte (außer Stuttgart) auf eine Miet-
steigerung von ca. 13 Prozent (große Ladenflächen) bzw. ca. 10 Prozent 
(kleine Ladenflächen) pro Jahr.
Es ist darauf hinzuweisen, dass der Mietwert der diesen Analysen zu-
grunde liegenden IVD-Gewerbepreisspiegel als sog. Schwerpunktmiete 
ausgewiesen wird (kein rechnerisches Mittel, sondern Schwerpunktset-
zung durch IVD-Marktberichterstatter vor Ort innerhalb einer empiri-
schen Spanne).
Die Quadratmeterpreise können Tabelle 1 entnommen werden. Die pro-
zentualen Veränderungsraten der jeweiligen Jahre sind Tabelle 2 zu ent-
nehmen.

50. Abgeordneter
Omid Nouripour
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Geschäfte sichert die Bundesregierung 
seit 2018 und aktuell mit Hermesbürgschaften in 
der Türkei ab (bitte einzeln auflisten nach finanz-
iellem Umfang und Branche), und welche Anfra-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 35 – Drucksache 19/14492

juris Lex QS
19052024 ()



gen für Hermesbürgschaften für Geschäfte in der 
Türkei liegen ihr derzeit vor (bitte ebenfalls nach 
finanziellem Umfang und Branche auflisten)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum
vom 24. Oktober 2019

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE. „Die finanzielle Unterstützung der Türkei 
durch Deutschland und die Europäische Union“ auf Bundestagsdruck-
sache 19/13843 verwiesen, insbesondere auf die Antwort zu Frage 6 und 
die Anlage 2.

51. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Plant die Bundesregierung, mit Blick auf die seit 
2007 immens gestiegenen Lohnstückkosten im 
Metallindustriesektor (Gutachten der IW Consult 
im Auftrag des Arbeitgeberverbands Gesamtme-
tall, www.gesamtmetall.de), Maßnahmen, um die-
se zu reduzieren und damit Deutschland langfris-
tig als attraktiven Standort für den Industriesektor 
zu erhalten?

Antwort der Staatssekretärin Claudia Dörr-Voß
vom 24. Oktober 2019

Die Lohnstückkosten, das Verhältnis aus Arbeitskosten und Arbeitspro-
duktivität, werden durch viele ökonomische Faktoren (z. B. Produzen-
tenpreise, Produktionstechnologie) beeinflusst, die weitgehend nicht der 
(direkten) staatlichen Einflussnahme unterliegen. Die staatlichen Mög-
lichkeiten zur Minderung der Arbeitskosten sind somit begrenzt. Für die 
Höhe der Arbeitskosten sind primär die Tarifvertragsparteien und für die 
Produktivität primär die Industrie verantwortlich.
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Sozialabgaben bei 
unter 40 Prozent zu stabilisieren. Mit der Stabilisierung der Sozialabga-
ben trägt die Bundesregierung dazu bei, den Anstieg der Arbeitskosten 
und dabei insbesondere der Lohnnebenkosten zu begrenzen. In der Me-
tallindustrie betragen die gesetzlichen Lohnnebenkosten nach Berech-
nungen des Statistischen Bundesamtes weniger als ein Fünftel der ge-
samten Arbeitskosten eines Vollzeitbeschäftigten. Knapp vier Fünftel 
der Arbeitskosten entfallen auf den Bruttoverdienst. Der weitaus größte 
Teil der Arbeitskosten unterliegt somit nicht der wirtschaftspolitischen 
Steuerung. Das gilt auch, wenn man weitere indirekte Wirkungskanäle 
berücksichtigt, wie beispielsweise die Sozialabgaben der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern und die Lohnsteuer.
Zur Einschätzung der Attraktivität des Industriestandorts Deutschland 
muss die langfristige Entwicklung der Lohnstückkosten und nicht nur 
die Entwicklung seit 2007 sowie Unterschiede in den Preisentwicklun-
gen in Deutschland und bei den internationalen Wettbewerbern berück-
sichtigt werden. So waren laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 
des Statistischen Bundesamtes die Lohnstückkosten im Verarbeitenden 
Gewerbe im Jahr 2007 sogar niedriger als 1992 (Stundenkonzept). Das 
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heißt, die Entwicklung der Lohnstückkosten blieb in dieser Zeitphase 
deutlich hinter der allgemeinen Preisentwicklung zurück.
Zur Stärkung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität hat die Bundes-
regierung u. a. die öffentlichen Investitionen und die Förderung von In-
novationen auf hohem Niveau verstetigt, und sie unterstützt die digitale 
Transformation im Industriesektor auf vielfältige Weise.

52. Abgeordnete
Dr.  Petra Sitte
(DIE LINKE.)

Wann plant die Bundesregierung, wie in Artikel 2 
des Dritten Gesetzes zur Änderung des Teleme-
diengesetzes vorgesehen, dem Deutschen Bundes-
tag Bericht über das Ergebnis der Evaluation des 
damit neu geschaffenen Sperrungsanspruchs zu 
erstatten, die zwei Jahre nach Inkrafttreten (also 
zum 13. Oktober 2019) erfolgen soll?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum
vom 25. Oktober 2019

Der Bericht der Bundesregierung zum 3. Gesetz zur Änderung des Tele-
mediengesetzes soll in der Kabinettsitzung am 30. Oktober 2019 be-
schlossen werden.
Nach der Beschlussfassung wird der Bericht dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat zugeleitet.

53. Abgeordnete
Sandra Weeser
(FDP)

Wird die von der Bundesregierung geplante No-
velle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, wie 
vom Parlamentarischen Staatssekretär Thomas 
Bareiß in der Sitzung des Ausschusses für Wirt-
schaft und Energie des Deutschen Bundestages 
am 16. Oktober 2019 angekündigt, noch 2019 
oder, wie im Aktionsplan zum Ausbau der Wind-
energie vorgesehen, gemeinsam mit einer Novelle 
des Bundesbedarfsplangesetzes erst in 2020 abge-
schlossen?

Antwort des Staatssekretärs Andreas Feicht
vom 25. Oktober 2019

Der Parlamentarische Staatssekretär Thomas Bareiß wies in der genann-
ten Ausschusssitzung darauf hin, dass noch in diesem Jahr eine Novelle 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes geplant sei. Die Novelle soll nach 
derzeitigen Planungen der Bundesregierung gleichlaufend mit der No-
velle des Bundesbedarfsplangesetzes im Jahr 2020 abgeschlossen wer-
den. Einige besonders eilbedürftige Änderungen im Erneuerbare-Energi-
en-Gesetz sollen bereits in diesem Jahr im Bundeskabinett verabschiedet 
werden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und für Verbraucherschutz

54. Abgeordnete
Joana Cotar
(AfD)

Wird sich die Bundesregierung dem Vorstoß der 
USA, Großbritanniens und Australiens anschlie-
ßen, Hintertüren in Ende-zu-Ende-Verschlüsse-
lungen einzubauen (www.heise.de/newsticker/mel
dung/Facebook-Verschluesselung-USA-fordern-
Hintertuer-fuer-Strafverfolgungsbehoerden-45452
29.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange
vom 18. Oktober 2019

Die Bundesregierung wird sich der Initiative der USA, Großbritanniens 
und Australiens nicht anschließen.
Die Bundesregierung fordert und fördert Verschlüsselung für Kommuni-
kation und Datenspeicherung. Sie hat mit Beschluss vom 2. Juni 1999 
die deutsche Haltung zur Nutzung kryptografischer Verfahren bestimmt 
und entschieden, dass Verschlüsselungsverfahren und -produkte ohne 
Restriktionen entwickelt, hergestellt, vermarktet und genutzt werden 
dürfen. Sie hat ihren Willen bekräftigt, die Verbreitung sicherer krypto-
grafischer Verfahren in Deutschland voranzutreiben, um den Schutz hie-
siger Nutzerinnen und Nutzer in den weltweiten Informationsnetzen zu 
verbessern. Demnach unterstützt sie keine Schwächung der Kryptogra-
fie.

55. Abgeordneter
Konstantin Kuhle
(FDP)

In wie vielen Fällen hat der Generalbundesanwalt 
im Jahr 2018 sowie im Jahr 2019 den Einsatz 
einer Maßnahme nach § 100a Absatz 1 Satz 2,
3 StPO (Quellen-Telekommunikationsüberwa-
chung) beantragt, und in wie vielen Fällen wurde 
dem Antrag entsprochen (bitte nach Jahren sowie 
nach der Zahl der gestellten Anträge und der be-
willigten Anträge aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange
vom 22. Oktober 2019

Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof hat im Jahr 2018 und 
im Jahr 2019 in keinem Fall den Einsatz einer Maßnahme nach § 100a 
Abs. 1 Satz 2, 3 StPO (Quellen-Telekommunikationsüberwachung) in 
Verfahren beantragt, die mittlerweile abgeschlossen sind. Zu laufenden 
Verfahren kann keine Auskunft erteilt werden, um den Fortgang der Er-
mittlungen nicht zu gefährden.

56. Abgeordneter
Roman Müller-
Böhm
(FDP)

Wie viele Fälle des „forum-shoppings“ durch An-
tragsteller aus dem „Legal Tech“-Bereich, wie sie 
in der Begründung zur geplanten Fassung des 
§ 13 Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 Buchstabe c 
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RDG im Referentenentwurf des BMJV zum Ent-
wurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Ver-
braucherschutzes im Inkassorecht (www.bmjv.de/
SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumen
te/RefE_Verbraucherschutz_Inkassorecht.pdf?__
blob=publicationFile&v=2) erwähnt werden, sind 
der Bundesregierung bekannt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl
vom 18. Oktober 2019

Die Problematik des „forum shoppings“ wurde auf dem Erfahrungsaus-
tausch der für die Aufsicht nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz zu-
ständigen Behörden der Länder am 24. September 2018, bei dem auch 
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz vertreten 
war, erörtert. Konkrete Fallzahlen haben die Länder nicht genannt.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales

57. Abgeordnete
Katja Kipping
(DIE LINKE.)

Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die durchschnittlich anerkannten Kosten der 
Unterkunft und Heizung von Personen im Leis-
tungsbezug im Rahmen des Zweiten Buches Sozi-
algesetzbuch in einem Einpersonenhaushalt, die 
lediglich die Regelleistung und die Kosten der 
Unterkunft und Heizung beziehen und keine wei-
teren Einkommen haben, in den Jahren von 2005 
bis 2018?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 23. Oktober 2019

Im Jahresdurchschnitt 2018 betrugen die monatlichen laufenden aner-
kannten Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU) von Single-Bedarfs-
gemeinschaften mit Anspruch auf Gesamtregelleistungen, die über keine 
zu berücksichtigenden Einkommen verfügten, rund 348 Euro. Berück-
sichtigt wurden hierbei nur solche Bedarfsgemeinschaften, die auch An-
sprüche auf Laufende anerkannte Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung hatten. Die Eingrenzung auf Regelleistungsberechtigte ohne Ein-
kommen liegt nur auf Ebene der Bedarfsgemeinschaften vor. Entspre-
chende Auswertungen sind erst ab dem Berichtsjahr 2011 möglich.
Die Gesamtregelleistung (Arbeitslosengeld II und Sozialgeld) umfasst 
den Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts, Leistungen für 
Mehrbedarfe, Kosten der Unterkunft und Heizung, sowie bis zum 
31. Dezember 2010 den befristeten Zuschlag nach Bezug von Arbeitslo-
sengeld nach § 24 Zweites Buch Sozialgesetzbuch in der damaligen Fas-
sung.
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Weitere Informationen können der folgenden Tabelle entnommen wer-
den.

Tabelle – durchschnittliche laufende anerkannte KdU von Single-
Bedarfsgemeinschaften mit Gesamtregelleistungen, die über keine
zu berücksichtigenden Einkommen verfügen, in Euro pro Monat:

Jahr Betrag
2011 301
2012 307
2013 315
2014 324
2015 328
2016 331
2017 337
2018 348

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit

58. Abgeordnete
Beate Müller-
Gemmeke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele geförderte Personen nach § 16i SGB II 
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung zwi-
schen Januar 2019 und heute aus ihrem geförder-
ten Beschäftigungsverhältnis abberufen, und mit 
welcher Begründung wurde dies getan?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 22. Oktober 2019

Nach Angaben der Förderstatistik der Bundesagentur für Arbeit wurden 
von den begonnenen Förderungen nach § 16i Zweites Buch Sozialge-
setzbuch im Zeitraum von Januar bis Juni 2019 rund 1.000 Förderungen 
beendet. Zu den Gründen der Beendigung liegen der Bundesregierung 
keine Erkenntnisse vor.

59. Abgeordneter
Dr.  Wolfgang 
Strengmann-Kuhn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch ist die Anzahl der Personen, die in einer 
Bedarfsgemeinschaft mit Arbeitslosengeld-II-Be-
zug leben, in denen mindestens eine Person Er-
werbseinkommen bezieht (bitte differenziert nach 
geringfügig und mehr als geringfügig beschäftigt 
aufführen)?

60. Abgeordneter
Dr.  Wolfgang 
Strengmann-Kuhn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Kinder unter 18 Jahren leben in einer 
Bedarfsgemeinschaft mit Arbeitslosengeld-II-Be-
zug, in denen mindestens eine Person Erwerbsein-
kommen bezieht (bitte differenzieren nach gering-
fügig und mehr als geringfügig beschäftigt), und 
wie hoch ist deren Anteil an allen Kindern unter 
18 Jahren, die in einer Bedarfsgemeinschaft mit 
Arbeitslosengeld-II-Bezug leben?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 24. Oktober 2019

Die Fragen 59 und 60 werden wegen ihres Zusammenhangs gemeinsam 
wie folgt beantwortet:
Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) gab es 
im März 2019 rund 952.000 Bedarfsgemeinschaften (BG) mit mindes-
tens einem erwerbstätigen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB), 
in denen rund 2,2 Millionen Personen lebten. In rund 321.000 BG gab es 
mindestens einen ausschließlich geringfügig Beschäftigten ELB, wäh-
rend es in rund 514.000 BG mindestens einen sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten ELB gab. Rund 706.000 bzw. rund 1,3 Millionen Per-
sonen lebten im März 2019 in diesen BG. Eine Unterscheidung von ge-
ringfügigen und sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält-
nissen ist nur für die abhängig Erwerbstätigen möglich, für die eine Mel-
dung zur Beschäftigung vorliegt. Die Ergebnisse sind in der beigefügten 
Tabelle dargestellt. Aktuellere Daten in dieser Differenzierung liegen 
nicht vor.
In den BG mit mindestens einem erwerbstätigen ELB lebten im März 
2019 rund 789.000 Kinder unter 18 Jahren. In den BG mit mindestens 
einem ausschließlich geringfügig Beschäftigten ELB waren es 232.000 
Kinder, während es in den BG mit mindestens einem sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten ELB 489.000 Kinder unter 18 Jahren gab. 
Weitere Ergebnisse sind in der folgenden Tabelle dargestellt.

Tabelle: Bestand an Bedarfsgemeinschaften (BG) mit mindestens einem 
erwerbstätigen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und in diesen BG 
lebende Personen bzw. Kinder unter 18 Jahren
Deutschland
März 2019, Datenstand: Oktober 2019

Merkmal

Bedarfsgemeinschaften 
(BG) mit mindestens
einem erwerbstätigen
Leistungsberechtigten

dar.
Mit mindestens einem 

geringfügig
beschäftigtem

Leistungsberechtigten

Mit mindestens einem 
sozial versicherungs-

pflichtig Beschäftigten
Leistungsberechtigten

1 2 3
Bestand Bedarfsgemein-
schaften (BG)

  951.871 320.661   513.958

Anzahl Personen in diesen 
BG

2.210.860 705.523 1.297.363

Anzahl Kinder unter 18 Jah-
ren1) in diesen BG

  788.812 232.066   489.204

Anteil an allen Kindern un-
ter 18 Jahren1) in Bedarfsge-
meinschaften (BG) in %

40,4 11,9 25,1

1) Minderjährige, unverheiratete Kinder unter 18 Jahren in Bedarfsgemeinschaften.
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

61. Abgeordneter
Matthias Höhn
(DIE LINKE.)

Wie hoch ist die Anzahl aller Soldatinnen und 
Soldaten in der Dienstgradgruppe Generale mit 
Geburtsort in den neuen Bundesländern sowie die 
Anzahl aller Soldatinnen und Soldaten in der 
Dienstgradgruppe Generale mit Geburtsort in den 
alten Bundesländern (bitte alle Teilstreitkräfte in-
klusive Sanitätsdienst zusammenfassen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Tauber
vom 22. Oktober 2019

Die Bundeswehr unterscheidet als Armee der Einheit nahezu drei Jahr-
zehnte nach der Wiedervereinigung Deutschlands nicht zwischen ost-
deutschen und westdeutschen Bundeswehrangehörigen.
Eine für diese Differenzierung erforderliche Definition von Kriterien für 
die Zuordnung zum Merkmal „in Ostdeutschland oder in der ehemaligen 
DDR geboren“ oder „in Westdeutschland geboren“ ist daher weder im 
Personalwirtschaftssystem abgebildet, noch von dienstlicher Relevanz.
Die Anzahl der in den neuen Bundesländern geborenen Generale beträgt 
2.
Die Anzahl der in den alten Bundesländern geborenen Generale beträgt 
213.
Die Auswertung erfolgte zum Stichtag 30. September 2019.

62. Abgeordneter
Jan Korte
(DIE LINKE.)

Wann hat die Bundesregierung die Durchführung 
und Beteiligung an der für das Frühjahr 2020 ge-
planten Großübung „Defender 2020“ der USA 
und anderer NATO-Länder beschlossen, und wel-
che Ressorts waren an der Entscheidung beteiligt 
(www.welt.de/politik/ausland/article201497034/D
efender-2020-USA-planen-militaerische-Grossue
bung-mit-37-000-Soldaten-in-Europa.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Tauber
vom 23. Oktober 2019

Die Durchführung der Übung US DEFENDER Europe 2020 basiert auf 
einer Entscheidung der USA in Abstimmung mit den NATO-Partnern 
und obliegt grundsätzlich nicht der Billigung der Bundesregierung.
Für den Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 
(BMVg) wurde am 2. Juli 2018 entschieden, an der Übung US DEFEN-
DER Europe 2020 teilzunehmen. Weitere Ressorts waren nicht an der 
Entscheidungsfindung beteiligt.
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63. Abgeordneter
Tobias Pflüger
(DIE LINKE.)

An welchen konkreten Orten und zu welchen ge-
nauen Zeiten plant das Bundesverteidigungsmi-
nisterium für den 12. November 2019 öffentliche 
Gelöbnisse?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Tauber
vom 23. Oktober 2019

Absicht der Bundesministerin der Verteidigung ist es, die Sichtbarkeit 
der Bundeswehr in der Gesellschaft zu erhöhen. Die Soldatinnen und 
Soldaten sind ein Teil dieser Gesellschaft. In Verantwortung der Landes-
kommandos Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein sowie des Kom-
mandos Territoriale Aufgaben (Berlin) sind daher am 12. November 
2019 sechs öffentliche Gelöbnisse geplant. Diese werden in Berlin vor 
dem Reichstagsgebäude (ab 11.30 Uhr), in Stralsund auf dem Alten 
Markt (ab 11.30 Uhr), in Rotenburg/Wümme auf dem Pferdemarkt (ab 
12.30 Uhr), in Mainz auf der Zitadelle (ab 17 Uhr), in Freyburg auf dem 
Schützenplatz (ab 14 Uhr) sowie in Plön auf dem Schlosshof (ab 
16.30 Uhr) stattfinden.

64. Abgeordneter
Christian Sauter
(FDP)

Welche Kosten sind in Vorbereitung des 2018 zu-
gesagten, danach wieder zurückgenommenen Ab-
zugs der Tornado-Flugzeuge sowie eines ebenfalls 
in Jordanien stationierten Tankflugzeugs bis dahin 
entstanden, und wie hoch würden die Kosten im 
Falle eines tatsächlichen und finalen Abzugs der 
Bundeswehr ausfallen (siehe www.t-online.de/nac
hrichten/deutschland/militaer-verteidigung/id_846
38242/syrien-und-irak-bundestag-beschliesst-end
e-des-aufklaerungseinsatzes.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Tauber
vom 22. Oktober 2019

Für die geplante Rückverlegung des deutschen Einsatzkontingentes aus 
Jordanien nach Mandatsende – beginnend entweder im November 2019 
oder im Falle einer Verlängerung im April 2020 – sind Verträge in Höhe 
von derzeit bis zu 620.000 Euro geschlossen worden.
Dieser Haushaltsmittelbedarf resultiert im Wesentlichen aus der Anmie-
tung, Anlieferung und Lagerung von Transportcontainern und Um-
schlaggerät. Das Material wird im Falle einer Mandatsverlängerung 
auch für eine Rückverlegung im Jahr 2020 zur Verfügung stehen.
Für die Ausgaben zur vollständigen Durchführung der Rückverlegung 
des Einsatzkontingentes in Jordanien ist derzeit ein einstelliger Millio-
nenbetrag abgeschätzt. Die tatsächlichen Ausgaben sind unter anderem 
abhängig von dem zum Durchführungszeitpunkt zu bewegenden Trans-
portvolumen, den dann festgesetzten Transport-, Umschlag-, Zoll- und 
Mietkosten sowie den zugehörigen Wechselkursen und lassen sich im 
Vorgriff nicht verlässlich beziffern.
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65. Abgeordnete
Kathrin Vogler
(DIE LINKE.)

Werden über die NATO die von der Bundeswehr 
im Counter-Daesh-Einsatz in Syrien gesammelten 
Aufklärungsdaten weiterhin auch dem türkischen 
Militär zur Verfügung gestellt, und gab oder gibt 
es mit Blick auf die aktuellen Entwicklungen Än-
derungen im Umgang mit diesen Daten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Tauber
vom 23. Oktober 2019

Beim Einsatz deutscher Luftfahrzeuge zur luftgestützten Aufklärung 
über Irak und Syrien handelt es sich nicht um einen Einsatz der NATO. 
Die Bereitstellung deutscher Aufklärungsergebnisse erfolgt ausschließ-
lich im Rahmen der internationalen Anti-IS-Koalition der Operation 
Inherent Resolve (OIR) und ausschließlich zur Aufklärung und zur Be-
kämpfung von IS, d. h. innerhalb der Grenzen des Mandates des Deut-
schen Bundestages.
Der deutsche Red Card Holder prüft bereits im Rahmen der Auftragser-
teilung seitens OIR auf Mandatskonformität des Aufklärungszieles und 
stuft die zu erstellenden Aufklärungsdaten entsprechend ein. Beauftragte 
Aufklärungsaufträge, welche auch für andere Zwecke als den Kampf ge-
gen den IS verwandt werden können, werden durch den Red Card Hol-
der abgelehnt.
Seit dem 9. Oktober 2019 werden die deutschen Aufklärungsergebnisse 
nur noch in den Informationsraum „Framework Nations“ eingestellt. Die 
Türkei ist nicht Teil dieses Informationsraumes. Somit hat die Türkei 
keinen Zugriff auf deutsche Aufklärungsergebnisse, die bei deutschen 
Aufklärungsflügen über Syrien gewonnen werden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft

66. Abgeordneter
Friedrich 
Ostendorff
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Kälber mit einem Gewicht unter 80 kg 
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung von 
Januar bis September 2019 aus Deutschland ex-
portiert (bitte aufschlüsseln nach Quartal, Anzahl 
exportierter Tiere gesamt sowie Anzahl exportier-
ter Tiere nach Spanien, in die Niederlande, nach 
Belgien, Italien und Polen), und kann die Bundes-
regierung gewährleisten, dass seit dem Schreiben 
von Bundesministerin Julia Klöckner an den bay-
erischen Staatsminister für Umwelt und Verbrau-
cherschutz Thorsten Glauber vom 6. August 2019 
keine Transporte mit nicht abgesetzten Kälbern 
von Bayern nach Spanien abgefertigt wurden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel
vom 22. Oktober 2019

Angaben zum Außenhandel mit Kälbern liegen für das Jahr 2019 erst bis 
einschließlich August vor. Hierbei ist zu beachten, dass diese vorläufig 
sind und die endgültigen Ergebnisse voraussichtlich höher liegen. Der-
zeit sind die folgenden Daten hinsichtlich der Ausfuhr von Hausrindern 
mit einem Lebendgewicht bis zu 80 kg (ohne reinrassige Zuchtrinder) 
bekannt, Ausfuhren in andere Länder als die nachstehend genannten 
sind in der Außenhandelsstatistik bisher noch nicht registriert.

Quartal I Quartal II Juli/August
Ausfuhr Deutschland insgesamt 177 601 146 747 101 055
darunter nach Belgien 13 921 1 589 1 324

Frankreich 1 0 0
Italien 945 0 280
Niederlande 147 987 141 404 96 729
Polen 2 246 1 209 53
Spanien 12 501 2 545 2 669

Quelle: Statistisches Bundesamt

Die Entscheidung darüber, ob ein Transport abgefertigt wird, liegt im 
Zuständigkeitsbereich der Länder. Diese sind für die Abfertigung verant-
wortlich, denn nur auf lokaler Ebene können auch der Transport kontrol-
liert, die Unterlagen begutachtet und schlussendlich eine Entscheidung 
über die Beförderung getroffen werden. Die rechtliche Grundlage hier-
für bildet die Verordnung (EG) Nr. 1/2005 über den Schutz der Tiere 
beim Transport ergänzt durch die Ausführungen des Handbuches Tier-
transporte. Der Bundesregierung liegen zu dieser Thematik keine weiter-
gehenden Informationen vor.

67. Abgeordneter
Friedrich 
Ostendorff
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob ak-
tuell nicht abgesetzte Kälber von Deutschland in 
europäische Nachbarländer verbracht werden mit 
der Absicht, von dort ohne längere Pause nach 
Spanien oder in andere weit entfernte Destinatio-
nen weitertransportiert zu werden, was laut dem 
Schreiben von Bundesministerin Julia Klöckner 
an den bayerischen Staatsminister für Umwelt 
und Verbraucherschutz Thorsten Glauber vom 
6. August 2019 nicht mit der EU-Transportverord-
nung (EG) Nr. 1/2005 vereinbar ist, und was pas-
siert nach Kenntnis der Bundesregierung seit Au-
gust 2019 mit den Kälbern unter 80 kg, die nach 
bestehenden Handelsströmen nach Spanien trans-
portiert worden wären, da im Jahr 2017 über 
65.000 Kälber aus Deutschland nach Spanien
exportiert wurden (siehe Antwort auf meine 
Schriftliche Frag 84 auf Bundestagsdrucksache 
19/1763)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel
vom 22. Oktober 2019

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis darüber, ob aktuell nicht abge-
setzte Kälber von Deutschland in europäische Nachbarländer verbracht 
werden bzw. wie mit Kälbern unter 80 kg verfahren wird. Die Entschei-
dung darüber, ob ein Transport abgefertigt wird, liegt im Zuständigkeits-
bereich der Länder.

68. Abgeordneter
Friedrich 
Ostendorff
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in den letzten sechs Monaten die Preise für 
Holstein-Kälber (pro Stück ohne Mehrwertsteuer) 
in Deutschland entwickelt (bitte aufschlüsseln 
nach Monaten, weiblichen bzw. männlichen Käl-
bern), und wie viele Kälber wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den vergangenen 
zwölf Monaten in Bayern in Tierbeseitigungsanla-
gen verbracht (bitte pro Monat angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel
vom 22. Oktober 2019

Die Preise für schwarzbunte Nutzkälber liegen bereits seit Jahresbeginn 
unter dem Niveau der beiden Vorjahre und sind im zweiten Halbjahr 
stark eingebrochen. Verursacht wurde diese Entwicklung insbesondere 
durch das die Nachfrage übersteigende Angebot sowie regionale Ver-
marktungsrestriktionen aufgrund der Blauzungenkrankheit. Die durch-
schnittliche Preisentwicklung (EUR/Tier) für schwarzbunte Nutzkälber 
in den letzten sechs Monaten ist aus der nachstehenden Tabelle ersicht-
lich.

Monat Bullenkälber Kuhkälber
Mai 104,57 24,94
Juni 113,61 29,26
Juli  95,64 20,91
August  62,03 10,47
September  50,17  8,63
Oktober  49,71  8,49

Quelle: Agrarmarkt Informations-Gesellschaft

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über das Verbringen 
von Kälbern in den vergangenen 12 Monaten in Tierbeseitigungsanlagen 
in Bayern vor.

69. Abgeordneter
Friedrich 
Ostendorff
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
die erwartete Tiertransportdauer bei Exporten von 
Kälbern unter 80 kg aus Deutschland, wie sie in 
der Datenbank Trade Control and Export System 
(TRACES) erfasst wird, von 2017 bis Mitte 2019 
entwickelt (bitte pro Jahr bzw. erstes Halbjahr 
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2019 für Exporte nach Spanien und das Hauptbe-
stimmungsland außerhalb der EU angeben), und 
wie lange haben die Transporte in den oben ge-
nannten Zeiträumen tatsächlich gedauert (bitte 
pro Jahr bzw. erstes Halbjahr 2019 für Exporte 
nach Spanien und das Hauptbestimmungsland au-
ßerhalb der EU angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel
vom 22. Oktober 2019

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen vor.

70. Abgeordneter
Hagen Reinhold
(FDP)

Wie beziffert die Bundesregierung den volkswirt-
schaftlichen Schaden, der durch die Vernichtung 
bereits gebeizten Saatgutes, infolge des Verbotes 
des Freilandeinsatzes von Neonicotinoiden, ent-
standen ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Stübgen
vom 23. Oktober 2019

Über die Höhe der tatsächlich im Jahr 2018 zwar mit neonikotinoiden 
Wirkstoffen gebeizten, aber nicht zur Aussaat gekommenen Saatgut-
mengen liegen der Bundesregierung keine Daten vor.

71. Abgeordneter
Markus Tressel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit welchen Fördersätzen fördern nach Kenntnis 
der Bundesregierung die einzelnen Bundesländer 
im Rahmen der „Gemeinschaftsaufgabe zur För-
derung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) Maßnahmen der ländlichen Entwick-
lung, und wie haben sich die Fördersätze nach der 
vom BMEL neu eingeführten Möglichkeit eines 
erhöhten Fördersatzes im Vergleich zu den alten 
Fördersätzen in den einzelnen Bundesländern ver-
ändert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Stübgen
vom 25. Oktober 2019

Der Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) wird jährlich am Jahresende 
für das Folgejahr vom Planungsausschuss (PLANAK) mit den Stimmen 
des Bundes und der Mehrheit der Stimmen der Länder beschlossen. In 
Förderbereich 1 – Integrierte ländliche Entwicklung – des aktuellen 
GAK-Rahmenplans 2019–2022 sind die Fördersätze (Zuschüsse) der 
Maßnahmen 1.0 bis 10.0 geregelt. Die Länder übernehmen überwiegend 
die Fördersätze des GAK-Rahmenplans Förderbereich 1 – Integrierte 
ländliche Entwicklung.
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Am 30. Juli 2019 hat der PLANAK unter Vorsitz von Frau Bundesmi-
nisterin Julia Klöckner beschlossen, dass in finanzschwachen Kommu-
nen ab sofort die Fördersätze um bis zu 20 Prozentpunkte angehoben 
werden können. Nach Auskunft der Länder wird die Möglichkeit der hö-
heren Fördersätze bei Vorhaben in finanzschwachen Kommunen von 
den Ländern Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Saarland bereits 
angewendet. Die weiteren Flächenländer planen eine Umsetzung für das 
Jahr 2020.
Baden-Württemberg wird eine erhöhte Förderung finanzschwacher Ge-
meinden aus GAK-Mitteln nicht anbieten, da es bereits eine Landesför-
derung für leistungsschwache Gemeinden gibt, die von den entsprechen-
den Gemeinden in Anspruch genommen werden kann.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

72. Abgeordnete
Nicole Höchst
(AfD)

In welchen Haushaltspositionen und in welcher 
Höhe sind im Bundeshaushaltsentwurf 2020 Gel-
der für die Stiftung Magnus Hirschfeld sowie Zu-
wendungen für den Lesben- und Schwulenver-
band in Deutschland (LSVD) enthalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Zierke
vom 22. Oktober 2019

Im Entwurf zum Bundeshaushaltsplan 2020, Einzelplan 07, sind im Ka-
pitel 0710 Titel 685 03 Mittel in Höhe von 580.000,00 Euro für die insti-
tutionelle Förderung der Bundesstiftung Magnus Hirschfeld veran-
schlagt.

73. Abgeordneter
Sören Pellmann
(DIE LINKE.)

Wie stellt die Bundesregierung finanziell sicher, 
dass trotz der beabsichtigten Kürzungen im Haus-
halt 2020 die Projekte des Bundesprogramms 
„Menschen stärken Menschen“ (www.bmfsfj.de/b
mfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/enga
gement-staerken/menschen-staerken-menschen) 
im kommenden Jahr fortgeführt werden können?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Zierke
vom 24. Oktober 2019

Das Programm „Menschen stärken Menschen“ unterstützt seit 2016 Pa-
tenschaften zwischen geflüchteten und hier lebenden Menschen sowie 
Patinnen und Paten, Gastfamilien und Vormundschaften für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge. Insgesamt werden 29 Programmträger geför-
dert, die das Patenschaftsprogramm bundesweit umsetzen und die Enga-
gementinfrastruktur auf lokaler Ebene durch finanzielle Mittel oder Ex-
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pertise unterstützen; darunter u. a. die freien Wohlfahrtsverbände, Mi-
grantenorganisationen, der Stiftungssektor sowie weitere Akteure der
Zivilgesellschaft, wie die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligen-
agenturen oder die Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenbüros. Bis-
lang konnten so seit Anfang 2016 über 94.000 Patenschaften (Stand Ok-
tober 2019) gestiftet werden.
Eine erste programmbegleitende Wirkungsanalyse hat die wichtigen Ef-
fekte des Patenschaftsansatzes für Integration und Teilhabe, aber vor
allem auch für die Stärkung von bürgerschaftlichem Engagement in 
Deutschland belegt. Auch vor dem Hintergrund dieser positiven Evalua-
tionsergebnisse wurde das Programm im Spätsommer 2018 für weitere 
Zielgruppen geöffnet.
Wegen der Erweiterung auf neue Zielgruppen erfolgte im Haushalt 2018 
ein Aufwuchs von bislang jährlich 10 Millionen Euro auf 18 Millionen 
Euro für das Programm. Der Regierungsentwurf für den Haushalt 2020 
sieht für das Programm Mittel in Höhe von 9 Millionen Euro vor.
Die abschließenden Beratungen des Deutschen Bundestages zum Haus-
halt 2020 bleiben abzuwarten.

74. Abgeordneter
Victor Perli
(DIE LINKE.)

Wie viele Förderanträge für die Förderperiode ab 
2020 wurden für den Handlungsbereich Modell-
projekte des BMFSFJ-Programms „Demokratie 
leben!“ eingereicht, und wie verteilen sich diese 
auf die Bundesländer?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Zierke
vom 21. Oktober 2019

Aufgrund des aktuell laufenden Antragsverfahrens zur Auswahl geeig-
neter Projekte im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ ab dem Jahr 
2020 können derzeit keine Angaben zu eingereichten Förderanträgen ge-
macht werden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit

75. Abgeordnete
Katja Hessel
(FDP)

Was hat die Bundesregierung in den letzten Jah-
ren getan, damit die zuständigen Stellen (im Hin-
blick auf genotypisierte Übertragungsketten, Ur-
sprung der Infektion, Labortests hinsichtlich et-
waiger Impfmasern, importierte Masernfälle) der 
Nationalen Verifizierungskommission Masern/
Röteln (NAVKO) die für die Zertifizierung durch 
die Weltgesundheitsorganisation (WHO) nötigen 
Daten liefern können, damit die Kriterien der 
WHO auch für 2017 und 2018 erfüllt werden 
konnten, und was wird sie mit Blick auf die Zu-
kunft tun, um den Status der Elimination der Ma-
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sern zu erreichen, ohne sich dabei lediglich auf 
die Verbesserung der Impfquote zu beschränken, 
v. a. unter Berücksichtigung der Tatsache, dass 
viele Länder, in denen die Masern eliminiert sind, 
eine schlechtere Impfquote haben als Deutschland 
(https://ecdc.europa.eu/sites/Lortal/files/docu
ments/RRA-Measles-EU-EEA-May-2019.pdf; 
www.eurg.who.int/__data/assets/pdf_file/0009/41
0967/8th-RV_C-report-annex.pdf; www.euro.who
.int/__data/assets/pdf_file/0017/410714/EpiBrief_
2_2019_EN.pdf?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Weiss
vom 24. Oktober 2019

Deutschland hat sich wiederholt zu dem Ziel der Elimination der Masern 
und Röteln bekannt. Im Nationalen Aktionsplan 2015 bis 2020 zur Eli-
mination der Masern und Röteln wurden verschiedene Ziele definiert, 
um die Elimination so schnell wie möglich zu erreichen. Dazu gehört 
u. a. ein hoher Anteil an zeitgerecht geimpften Kindern. Mit dem Ent-
wurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der 
Impfprävention (Masernschutzgesetz) soll ein Beitrag dazu geleistet 
werden, bestehende Lücken beim Impfschutz gegen Masern zu schlie-
ßen und insbesondere Personen zu schützen, die aus medizinischen 
Gründen nicht geimpft werden können.
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat im Jahr 2012 erst-
mals die Nationale Verifizierungskommission Masern/Röteln (NAVKO) 
berufen und unterstützt seitdem die Arbeit dieses Gremiums. Die 
NAVKO hat die Aufgabe, den Eliminationsprozess der Masern und Rö-
teln in Deutschland zu begleiten und unter Berücksichtigung der von der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) vorgegebenen Zielkriterien und In-
dikatoren zu bewerten.
2016 wurde die Nationale Lenkungsgruppe Impfen (NaLI) gegründet, 
die die Umsetzung und Aktualisierung der Impfziele des Nationalen 
Impfplans und des Nationalen Aktionsplans zur Elimination der Masern 
und Röteln in Deutschland unterstützt und zur Aufklärung über das 
Impfwesen in Deutschland beiträgt. Das BMG ist Mitglied in der NaLI. 
Von einer Arbeitsgruppe der NaLI wurde ein generischer Leitfaden zum 
Management von Masern/und Rötelnausbrüchen erarbeitet und publi-
ziert, der auf rasches Erkennen und Eindämmen von Masern/und Rötel-
nausbrücken zielt (www.nali-impfen.de/fileadmin/pdf/Generischer_Leitf
aden_fuer_das_Management_von_Masern-und_Roetelnfaellen_und_aus
bruechen_in_Deutschland_NaLI.pdf). Dieser Leitfaden stellt eine wich-
tige Arbeitshilfe für die Arbeit der Gesundheitsämter dar.
Das Robert Koch-Institut (RKI) hat in Abstimmung mit den Bundeslän-
dern ein Vorgehen zur Klassifizierung der Masernfälle entwickelt, damit 
diesem von der WHO geforderten Kriterium für die Beurteilung des 
Standes der Masernelimination bereits bei der Fallermittlung durch die 
Gesundheitsämter vor Ort mehr Aufmerksamkeit zukommt. Damit ste-
hen auch für die Arbeit der Nationalen Verifizierungskommission Ma-
sern/Röteln detaillierte Daten zur Verfügung. Zudem ermöglichen Aus-
wertungen des Nationalen Referenzzentrum Masern am RKI die natio-
nale und internationale Nachverfolgung von Masernübertragungen. Die-
se Daten werden den Gesundheitsämtern für direkte Präventions- und 
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Kontrollmaßnahmen und der NAVKO zur Bewertung zur Verfügung ge-
stellt.
Im Rahmen der diesjährigen 2. Nationalen Masernkonferenz am RKI 
wurden Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität der Surveillance von 
Masern und Röteln diskutiert und im Bericht zur Konferenz im Epid 
Bull 32-33/2019 (Epidemiologisches Bulletin des RKI) veröffentlicht. 
Diese Anstrengungen werden auch in der Zukunft fortgesetzt werden.

76. Abgeordnete
Katja Hessel
(FDP)

Wie will die Bundesregierung die individuelle 
Wahlmöglichkeit der Betroffenen bezüglich des 
Impfstoffes (Stichwort: Mono- vs. Kombi-Impf-
stoffe) herstellen, wenn derzeit nur Kombipräpa-
rate am Markt verfügbar sind (www.pei.de/DE/ar
zneimittel/impfstoff-impfstoffe-fuer-den-men
schen/masern/Masern-node.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Weiss
vom 24. Oktober 2019

Für die Produktion sowie für die Vermarktung der Impfstoffe sind die 
pharmazeutischen Unternehmen zuständig. Produktionsentscheidungen 
orientieren sich dabei auch an den bestehenden Empfehlungen der Impf-
kommissionen weltweit.
Um mit den Masern gleichzeitig auch die Verbreitung von Mumps und 
Röteln zu verhindern und damit insbesondere Rötelnembryopathien vor-
zubeugen, soll auch in Deutschland nach den aktuellen STIKO-Empfeh-
lungen die Impfung gegen Masern ausschließlich mit einem trivalenten 
Masern-Mumps-Röteln (MMR)- oder tetravalenten Masern-Mumps-Rö-
teln-Varizellen (MMRV)-Impfstoff erfolgen. Entsprechend den STIKO-
Empfehlungen gilt dies auch für solche Impfungen, bei denen aus-
schließlich eine Masernimmunität benötigt oder eine Masernimmunisie-
rung vervollständigt werden soll.
Dies gründet sich auf die jahrzehntelange Erfahrung zur Sicherheit und 
Verträglichkeit der MMR(V)-Impfstoffe, die belegt, dass die zusätzliche 
Verabreichung von Mumps- und Röteln-Impfviren kein unangemessenes 
Risiko für den Impfling darstellt. Alle bekannten Kombinationsimpfstof-
fe mit einer Komponente gegen Masern zeichnen sich dadurch aus, dass 
sie kein erhöhtes Risikoprofil im Vergleich zu Einfachimpfstoffen gegen 
Masern aufweisen.
Auf Basis der verfügbaren Daten zur Sicherheit und Verträglichkeit der 
MMR(V)-Impfstoffe und unter Befolgung der aktuellen STIKO-Emp-
fehlungen kann eine dringliche oder zwingende Notwendigkeit zur Be-
reitstellung eines monovalenten Impfstoffs aus medizinisch-wissen-
schaftlicher Sicht nicht festgestellt werden.
Darüber hinaus sind von einer zurzeit im Zusammenhang mit dem Ent-
wurf des Masernschutzgesetzes in Rede stehenden Impfpflicht alle Per-
sonen ausgenommen, bei denen eine medizinische Kontraindikation ge-
gen die Schutzimpfung mit dem zur Verfügung stehenden Impfstoff
besteht.
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77. Abgeordnete
Corinna Rüffer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wann rechnet die Bundesregierung mit der Vorla-
ge der Richtlinie des GKV-Spitzenverbandes nach 
§ 71 Absatz 5 Satz 1 SGB XI, und welche Anpas-
sungen des bekannt gewordenen Entwurfs vom 
20. Mai 2019 (https://wohnsinn.org/images/files/2
019_05_20-Entwurf_RiLi_71Abs5.pdf) müssen 
aus Sicht der Bundesregierung noch vorgenom-
men werden, um zu gewährleisten, dass der An-
wendungsbereich des § 43a SGB XI in der ab 
dem 1. Januar 2020 geltenden Fassung dadurch 
nicht auf Wohnformen erweitert wird, die er bis-
her nicht umfasst, und so pflegebedürftige Men-
schen mit hohem Assistenzbedarf auch weiterhin 
in inklusiven Wohnformen leben können und 
nicht Gefahr laufen, gegen ihren Willen in Pflege-
einrichtungen leben zu müssen, weil sich die Pfle-
geversicherung mit Verweis auf die Richtlinie an 
die Finanzierung der Pflegekosten in der inklusi-
ven Wohnform nur noch mit einem Pauschalbei-
trag nach § 43a SGB XI beteiligt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Weiss
vom 21. Oktober 2019

Nach Übermittlung des ersten Entwurfs für die Richtlinie nach § 71 Ab-
satz 5 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) im Mai 2019 hat 
der Spitzenverband Bund der Pflegekassen (GKV-SV) den zu beteiligen-
den Körperschaften Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die im 
Rahmen des Anhörungsverfahrens eingereichten Stellungnahmen wur-
den ausgewertet und in die weitere Abstimmung einbezogen. Gegenwär-
tig wird das Benehmen zwischen dem GKV-SV, dem Verband der priva-
ten Krankenversicherung e. V., der Bundesarbeitsgemeinschaft der über-
örtlichen Träger der Sozialhilfe und den kommunalen Spitzenverbänden 
auf Bundesebene hergestellt. Mit dem Beschluss des Vorstandes des 
GKV-SV kann in Kürze gerechnet werden. Danach erfolgt die finale 
Prüfung durch das Bundesministerium für Gesundheit und das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales.
Der Bundesgesetzgeber hat in der amtlichen Begründung des Dritten 
Pflegestärkungsgesetzes deutlich gemacht, dass mit der Neufassung des 
§ 71 Absatz 4 SGB XI die gleichen Rechtswirkungen wie bisher erzielt 
werden sollen. Daher wird bei der Prüfung von Seiten der beiden Ge-
nehmigungsressorts auch darauf zu achten sein, dass die Definition der 
gemeinschaftlichen Wohnformen, in denen der Umfang der Versorgung 
einer vollstationären Einrichtung entspricht, dem Status quo des Anwen-
dungsbereichs des § 43a SGB XI (Leistungen der Pflegeversicherung in 
vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen) ent-
spricht.
Durch die Besitzstandsschutzregelung in § 145 SGB XI ist zudem gere-
gelt, dass für pflegebedürftige Menschen mit Behinderungen, die am 
1. Januar 2017 Anspruch auf Leistungen der Pflegeversicherung bei 
häuslicher Pflege haben und in einer Wohnform leben, auf die § 43a 
SGB XI in der am 1. Januar 2017 geltenden Fassung keine Anwendung 
findet, § 43a SGB XI auch in der ab dem 1. Januar 2020 geltenden Fas-
sung keine Anwendung findet. Diese pflegebedürftigen Menschen mit 
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Behinderungen haben daher seit Inkrafttreten der Regelung zum 1. Janu-
ar 2017 bereits Rechts- und Planungssicherheit.

78. Abgeordneter
Dr.  Wieland 
Schinnenburg
(FDP)

Welchen arbeitsrechtlichen Status werden Psy-
chotherapeuten in Ausbildung (PiA) nach Inkraft-
treten des neuen PsychThAusbG haben, und wa-
rum soll die Regelung nur für die praktische Tä-
tigkeit nach § 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Psy-
chologische Psychotherapeuten gelten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Weiss
vom 23. Oktober 2019

Ausbildungen in der Psychologischen Psychotherapie und in der Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapie, die aufgrund des Psychotherapeuten-
gesetzes in der bis zum 31. August 2020 geltenden Fassung begonnen 
wurde, werden gemäß § 27 Absatz 2 Psychotherapeutengesetz, das ab 
1. September 2020 gelten soll, nach den Vorschriften des alten Rechts 
abgeschlossen. Das aktuelle Psychotherapeutengesetz enthält keine Re-
gelungen zum arbeitsrechtlichen Status von Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten in Ausbildung. Sofern im Rahmen einer Berufsaus-
bildung daher überhaupt von einem arbeitsrechtlichen Status auszugehen 
ist, dürfte dieser sich in Zukunft – wie bisher auch – aus den allgemei-
nen Regelungen des Sozialversicherungsrechts ergeben.
Die Bundesregierung geht im Übrigen davon aus, dass der zweite Teil 
der Frage auf § 27 Absatz 4 Psychotherapeutengesetz in der ab dem 
1. September 2020 geltenden Fassung abzielt. Die darin vorgesehene 
Änderung geht auf einen Änderungsantrag der Fraktionen von 
CDU/CSU und SPD zurück. Insofern wird auf die Antragsbegründung 
sowie die Beratungen im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bun-
destages verwiesen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr
und digitale Infrastruktur

79. Abgeordnete
Renata Alt
(FDP)

Wie viele Sichtungen von unbemannten Luftfahr-
zeugen („Drohnen“) gab es nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Jahr 2019 im An- und Ab-
flugbereich an den nach Passagierzahlen zehn 
größten Flughäfen (bitte für jeden Flughafen ein-
zeln aufführen), und mit welchen technischen 
Maßnahmen wird der nicht genehmigte Betrieb 
im 1,5-km-Umkreis von Flughäfen nach Kenntnis 
der Bundesregierung unterbunden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger
vom 23. Oktober 2019

Die an den zehn verkehrsreichsten deutschen internationalen Flughäfen 
von Januar bis September 2019 von Luftfahrzeugen gemeldete Anzahl 
an gesichteten Drohnen ist der folgenden Tabelle zu entnehmen.

Flughafen gemeldete Sichtungen 
von Drohnen

 1 Frankfurt/Main 23
 2 München 13
 3 Düsseldorf 11
 4 Berlin-Tegel 11
 5 Hamburg  9
 6 Küln/Bonn  5
 7 Stuttgart  5
 8 Berlin-Schönefeld  4
 9 Leipzig/Halle  1
10 Hannover  4

In Bezug auf die technischen Maßnahmen zur Unterbindung des nicht-
genehmigten Betriebs von Drohnen in der Nähe von Flugplätzen wird 
auf die umfassenden Vorgaben der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/947 der Kommission vom 24. Mai 2019 über die Vorschriften und 
Verfahren für den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge und die Delegier-
te Verordnung (EU) 2019/945 der Kommission vom 12. März 2019 über 
unbemannte Luftfahrzeugsysteme und Drittlandsbetreiber unbemannter 
Luftfahrzeugsysteme verwiesen. Die darin enthaltenen Ausrüstungs- und 
Registrierungspflichten werden nach Einschätzung der Bundesregierung 
die Anzahl der unerlaubten Aufstiege von Drohnen in Flughafennähe 
deutlich reduzieren.

80. Abgeordnete
Ekin Deligöz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist der Bundesregierung inzwischen bekannt, wie 
hoch die voraussichtliche Gesamtflächeninan-
spruchnahme der bereits in der Antwort der 
Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 66 
auf Bundestagsdrucksache 19/11017 fehlenden 
fünf Bauabschnitte des geplanten Ausbaus der 
A 8 von München bis zur Bundesgrenze (Projekt-
nummer A008-G010-BY) in der vom Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
favorisierten 6+2-Variante ist, und wenn ja, wie 
hoch ist diese (Angabe bitte in Hektar und aufge-
schlüsselt nach Bauabschnitten machen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger
vom 23. Oktober 2019

Da sich die fehlenden fünf Planungsabschnitte in einem frühen Pla-
nungsstadium befinden, sind noch keine Angaben zum Flächenbedarf 
möglich.

Drucksache 19/14492 – 54 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

juris Lex QS
19052024 ()



81. Abgeordneter
Daniel Föst
(FDP)

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
aktuell die Summe der offenen Forderungen von 
Bauunternehmen gegenüber der Deutschen Bahn 
AG für bereits erbrachte Bauleistungen, und bis 
wann beabsichtigt die Deutsche Bahn AG, diese 
Forderungen zu begleichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 23. Oktober 2019

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG wird keine Statistik über offene 
Forderungen von Bauunternehmen für erbrachte Bauleistungen geführt. 
Daher liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

82. Abgeordneter
Daniel Föst
(FDP)

Wie hoch ist aktuell die Summe der offenen For-
derungen von Bauunternehmen gegenüber dem 
Bund für bereits erbrachte Bauleistungen im Tief-
bau des Bundes, und bis wann beabsichtigt die 
Bundesregierung, diese Forderungen zu beglei-
chen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger
vom 23. Oktober 2019

Die Bundesregierung führt keine Statistik über offene Forderungen von 
Bauunternehmen für erbrachte Bauleistungen im Tiefbau. Die in der 
Vergabe- und Vertragsordnung Teil B (VOB/B) vorgegebenen Zahlungs-
ziele werden regelmäßig eingehalten.

83. Abgeordneter
Matthias Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Strecken prüft die Bundesregierung für 
den grenzüberschreitenden Einsatz von Lang-Lkw 
(Gigaliner, siehe „Deutschland wird den Ab-
schluss bilateraler Verträge prüfen, um im Be-
darfsfall den grenzüberschreitenden Verkehr mit 
Lang-Lkw zu ermöglichen“, www.bmvi.de/Sha
redDocs/DE/Anlage/G/innovationsprogramm-logi
stik-2030.pdf?__blob=publicationFile, S. 62), und 
wie ist dies vereinbar mit dem Verbot der EU für 
grenzüberschreitenden Verkehr von Lang-Lkw?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger
vom 22. Oktober 2019

Die Beantwortung der Frage ist in der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht möglich, da weitere Abstimmungen erforderlich sind. Sobald die 
erbetenen Informationen vorliegen, werden diese nachgereicht.*

* Die noch ausstehenden Informationen wurden von der Bundesregierung nachgereicht. Siehe dazu Bundestagsdrucksache 19/14661
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84. Abgeordneter
Matthias Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie groß sind die in der Antwort der Bundes-
regierung auf meine Schriftliche Frage 83 auf 
Bundestagsdrucksache 19/12120 erwähnten Ka-
pazitätsreserven für die Mitnutzung des Durch-
gangsbahnhofs Stuttgart 21 konkret (bitte für die 
Spitzenstunden die Anzahl möglicher S-Bahnen 
nennen, die im Falle einer Sperrung der Stamm-
strecke/des S-Bahn-Tunnels den neuen Haupt-
bahnhof nutzen können), und weshalb schreibt
die Bundesregierung in der erwähnten Antwort,
S-Bahnen könnten im Falle einer Störung der 
Stammstrecke den Fildertunnel nutzen, während 
die Bundesregierung in ihrer Antwort auf meine 
Mündliche Frage 29, Plenarprotokoll 19/114, aus-
sagt, es gäbe noch keine Angaben darüber, wie 
viele Züge des Regional- und Fernverkehrs den 
Tunnel nutzen sollen und sie keine Aussage zur 
Kapazität (wonach gefragt worden war) machen 
konnte?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 23. Oktober 2019

Fahrplan-Notfallkonzepte orientieren sich an Kapazitätsreserven der ver-
fügbaren Eisenbahninfrastruktur. Der neue Durchgangsbahnhof und die 
anschließenden Strecken verfügen über solche Kapazitätsreserven. Kon-
kretere Angaben hierzu sind möglich, wenn der Fahrplan zur Inbetrieb-
nahme fertiggestellt wurde.

85. Abgeordneter
Stefan Gelbhaar
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welche Einzelmaßnahmen schlüsselt sich die in 
der Kabinettsache (Datenblatt-Nr.: 19/08095) an-
gekündigte Aufstockung der Radverkehrsförde-
rung bis 2023 um 900 Millionen Euro genau auf 
(bitte geplante Fördersumme der jeweiligen Maß-
nahme bzw. jeweiligen Haushaltstitel im geplan-
ten Jahr aufschlüsseln), und wie stellt sich der 
weitere Haushaltsplan für den Radverkehr bis 
2030 dar, so dass, wie durch Bundesminister And-
reas Scheuer am 8. Oktober 2019 zur Eröffnung 
des Dialogforums zum „Nationalen Radverkehrs-
plan 3.0“ in Berlin erklärt, in Summe bis 2030 
2,4 Milliarden Euro mehr für den Radverkehr zur 
Verfügung stehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 21. Oktober 2019

Die parlamentarischen Beratungen zum Haushaltsentwurf 2020 sind 
noch nicht abgeschlossen. Details können erst nach Abschluss benannt 
werden.
Im Übrigen wird auf die Ergänzungen des Haushalts auf Bundestags-
drucksache 19/13800 verwiesen.
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86. Abgeordneter
Stefan Gelbhaar
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welcher Höhe wurden im Jahr 2018 sowie im 
Jahr 2019 bis zum 15. Oktober 2019 Mittel aus 
dem Haushaltstitel für „Zuweisungen an Länder 
zum Bau von Radschnellwegen“ bewilligt, und 
wie viele davon flossen bereits ab (bitte nach den 
14 größten Projekten aufschlüsseln?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 23. Oktober 2019

Das Land Baden-Württemberg erhielt Ende Februar 2019 für die
Planungskosten des Radschnellweges (RSW) Heidelberg – Mannheim
eine Förderbewilligung in Höhe von 765.000 Euro. Davon wurden 
450.000 Euro antragsgemäß für das Jahr 2019 bereitgestellt.
Dem Land Niedersachsen wurden im September 2019 für den RSW 
„Achim“ 900.000 Euro für die Förderung der Planungskosten bewilligt. 
Für das Jahr 2019 werden die beantragten 100.000 Euro bereitgestellt.
Des Weiteren wurden dem Land Berlin im Oktober 2019 Finanzhilfen in 
Höhe von 4,44 Mio. Euro für die Planung und den Bau des RSW „Kö-
nigsweg – Kronprinzessinnenweg“ bewilligt. Hiervon werden die ersten 
Mittel antragsgemäß im Jahr 2020 bereitgestellt.

87. Abgeordneter
Torsten Herbst
(FDP)

Wie hat sich die Anzahl der Stellwerkstörungen 
im deutschen Schienennetz mit Auswirkungen auf 
den Bahnverkehr (Verspätungen/Ausfälle) nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den vergange-
nen zehn Jahren entwickelt, und welcher Anteil 
dieser Stellwerkstörungen konnte innerhalb eines 
Tages behoben werden (bitte nach Jahren auf-
schlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 22. Oktober 2019

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) ist die Anzahl der 
Stellwerksstörungen zwischen 2009 und 2018 um 8,3 Prozent angestie-
gen. Von diesen Störungen konnten zwischen 2009 und 2018 durch-
schnittlich 96 Prozent innerhalb von 24 Stunden behoben werden.

88. Abgeordneter
Torsten Herbst
(FDP)

Welcher Anteil aller Fernzüge der Deutschen 
Bahn AG war nach Kenntnis der Bundesregierung 
in den Jahren 2018 und 2019 durchschnittlich an 
den entsprechenden Fernverkehrsbahnhöfen in 
den Bundesländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen pünktlich (bitte nach Jahren und Fern-
verkehrsbahnhöfen aufschlüsseln)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 22. Oktober 2019

Der Anteil pünktlicher Fernverkehrszüge im Zeitraum Januar 2018 bis 
September 2019 ergibt sich aus nachfolgender Tabelle:
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Jahr Fernverkehrshalt Pünktlichkeit (5:59 min) 
– Gesamt ICE/IC/EC

Land

2018 Bad Schandau 76,6 % Sachsen
2018 Dresden-Neustadt 87,6 % Sachsen
2018 Dresden Hbf 82,8 % Sachsen
2018 Fh Leipzig/Halle 85,6 % Sachsen
2018 Leipzig Hbf 80,4 % Sachsen
2018 Riesa 87,7 % Sachsen
2018 Bitterfeld 82,6 % Sachsen-Anhalt
2018 Halle (Saale) Hbf 85,1 % Sachsen-Anhalt
2018 Köthen 86,2 % Sachsen-Anhalt
2018 Lu Wittenberg 79,5 % Sachsen-Anhalt
2018 Magdeburg Hbf 81,4 % Sachsen-Anhalt
2018 Magdeburg-Buckau 83,5 % Sachsen-Anhalt
2018 Naumburg (S) Hbf 86,0 % Sachsen-Anhalt
2018 Stendal 83,4 % Sachsen-Anhalt
2018 Weißenfels 85,2 % Sachsen-Anhalt
2018 Apolda 82,5 % Thüringen
2018 Eisenach 73,8 % Thüringen
2018 Gotha 80,2 % Thüringen
2018 Jena Paradies 82,8 % Thüringen
2018 Jena-Göschwitz 85,6 % Thüringen
2018 Saalfeld (Saale) 84,2 % Thüringen
2018 Weimar 78,9 % Thüringen
2019 Bad Schandau 70,6 % Sachsen
2019 Dresden-Neustadt 86,3 % Sachsen
2019 Dresden Hbf 79,3 % Sachsen
2019 Fh Leipzig/Halle 90,4 % Sachsen
2019 Leipzig 83,6 % Sachsen
2019 Riesa 88,9 % Sachsen
2019 Bitterfeld 85,7 % Sachsen-Anhalt
2019 Dessau Hbf 88,5 % Sachsen-Anhalt
2019 Halle (Saale) Hbf 85,6 % Sachsen-Anhalt
2019 Köthen 89,7 % Sachsen-Anhalt
2019 Lu Wittenberg 81,0 % Sachsen-Anhalt
2019 Magdeburg Hbf 85,9 % Sachsen-Anhalt
2019 Magdeburg-Buckau 88,5 % Sachsen-Anhalt
2019 Naumburg (S) Hbf 85,8 % Sachsen-Anhalt
2019 Stendal 85,0 % Sachsen-Anhalt
2019 Weißenfels 86,4 % Sachsen-Anhalt
2019 Eisenach 78,0 % Thüringen
2019 Gera Hbf 83,3 % Thüringen
2019 Gotha 82,2 % Thüringen
2019 Hermsdorf-Klost 90,7 % Thüringen
2019 Jena Paradies 80,8 % Thüringen
2019 Jena West 89,0 % Thüringen
2019 Jena-Göschwitz 87,4 % Thüringen
2019 Saalfeld (Saale) 72,8 % Thüringen
2019 Stadtroda 90,4 % Thüringen
2019 Weimar 86,8 % Thüringen

Quelle: DB AG
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89. Abgeordnete
Katja Hessel
(FDP)

Wie sieht das in den Medien propagierte neu ein-
geführte Controlling konkret aus, welches das 
Bundesverkehrsministerium vor ausufernden 
Kosten schützen soll, und wer war an dessen 
Konzeption beteiligt (www.morgenpost.de/poli
tik/article227342233/Scheuer-Ministerium-liess-
Beraterkosten-aus-dem-Ruder-laufen.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 22. Oktober 2019

Im Bereich des Vergabewesens, Vertragsmanagements und Vertragscont-
rollings wurden unter Berücksichtigung von Hinweisen des Bundesrech-
nungshofes organisatorische Änderungen umgesetzt. Der Aufgaben- und 
Zuständigkeitsbereich der Servicestelle Vergabe wurde erweitert und ei-
ne organisatorisch eigenständige „Zentralstelle für Vergaben und externe 
Leistungen für das BMVI (ZVeL)“ eingerichtet.
Mit der Bündelung des Vergabe- und Vertragswesens sowie eines Ver-
tragscontrollings, wird eine systematische Einhaltung, Sicherstellung 
und Überwachung der rechtssicheren Aufgabenerfüllung innerhalb einer 
zentralen Organisationseinheit für das Vergabewesen, Vertragsmanage-
ment und Vertragscontrolling zusammengeführt.
Darüber hinaus wird ein IT-gestütztes Vertragsmanagementsystem im-
plementiert, das eine workflowbasierte Vertragsüberwachung ermög-
licht.

90. Abgeordneter
Stephan Kühn 
(Dresden)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welchen Planungsstand haben die sächsischen 
Verkehrswegeplanprojekte im Fernstraßenausbau-
gesetz (bitte einzeln tabellarisch darstellen), und 
welche Projekte werden bzw. sollen durch die 
DEGES beplant werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger
vom 21. Oktober 2019

Für Maßnahmen mit der Dringlichkeitseinstufung „Weiterer Bedarf“ im 
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen (BPL) 2016 besteht kein gesetzli-
cher Planungsauftrag. Aus diesem Grund ist in der nachfolgenden Tabel-
le keine Maßnahme des „Weiteren Bedarfs“ enthalten.
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Tabellarische Übersicht des BPL 2016 (ohne Weiterer Bedarf) im 
Freistaat Sachsen

Straße Maßnahme BPL 2016 Sachstände
A 14 AS Leipzig-Ost – AD Partenaue FD VE DEGES
A 72 AS Borna-Nord – AD A 38/A 72 FD

AS Borna-Nord – AS Rötha (BA 5.1) VF 15.10.2019
AS Rötha – AD A 38/A 72 (BA 5.2) Bau

B 2 OU Groitzsch/Audigast VB VP
B 2 Verlegung bei Zwenkau WB* OP
B 2 OU Hohenossig VB VP
B 2 OU Krensitz WB* VP
B 2 OU Wellaune VB PA
B 6 Verlegung in Dresden-Cossebaude VB VEA DEGES
B 7 Verlegung nördlich Frohburg VB (TH) PA DEGES
B 87n Leipzig (A 14) – Eilenburg WB* VP DEGES

Eilenburg – westlich Torgau WB*
Östl. Eilenburg – Mockrehna LBA DEGES
Mockrehna – Torgau (AO-SI-Maß-
nahme)

VF/VE

B 87n OU Torgau WB* VP
B 87n Östlich Torgau WB* OP
B 92 A 72, AS Plauen-Süd – Plauen WB* VP
B 95 OU Burkhardtsdorf WB* VE
B 95 OU Thum/Ehrenfriedersdorf WB* VP
B 95 OU Wiesa/Schönfeld VB VP
B 96 OU Hoyerswerda FD VF
B 97 OU Ottendorf-Okrilla mit AS VB VP
B 98 OU Glaubitz VP VP
B 98 OU Wildenhain VB VP
B 98 OU Quersa VB VP
B 98 OU Schönfeld VB VE
B 101 OU Schlettau und WB* VP

OU Annaberg-Buchholz WB* VP
B 101 Verlegung südlich Wolkenstein WB* VP
B 101 OU Wolkenstein/Gehringswalde WB* VP
B 101 OU Brand-Erbisdorf WB* OP
B 101 B 173 OU Freiberg VB PF (Klage)
B 101 Neu-/Ausbau südlich Siebenlehn VB VP
B 101 Verlegung in Priestewitz WB* VP
B 107 Südverbund Chemnitz- Ebersdorf VB PA DEGES
B 107 Ebersdorf – A 4, AS Chemnitz-Ost VB VP DEGES
B 107 OU Grimma (3. BA) FD VE
B 115 OU Krauschwitz VB VP
B 156 OU Malschwitz/Niedergurig VB PA
B 156 OU Bluno WB* VP
B 169 OU Göltzschtal FD BAU
B 169 OU Greifendorf WB* OP
B 169 A 14m AS Döbeln-Nord – Salbitz VB VP
B 169 Salbitz – B 6 VB PE
B 172 OU Pirna VB BAU DEGES
B 173 Plauen – A 72, AS Plauen-Ost VB VE
B 173 OU Flöha (2. BA) FD PE DEGES
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Straße Maßnahme BPL 2016 Sachstände
B 173 OU Oederan WB* VP
B 174 Reitzenhain VB LB
B 174 OU Großolbersdorf/Hohndorf VB LB
B 180 OU Oberlungwitz VB VP
B 180 Verlegung bei Thalheim WB* VP
B 181 Neu-/Ausbau westlich Leipzig VB PA
B 182 OU Strehla VB LBA
B 183 OU Bad Düben VB LBA
B 183 OU Bad Düben WB* OP
B 186 Verlegung westlich Markranstädt VB VP

Legende
Allgemeine Abkürzungen:
AD = Autobahndreieck
AS = Anschlussstelle
OU = Orsumgehung
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 2016 – Dringlichkeiten:
FD = Laufend und fest disponiert
VB = Vordringlicher Bedarf
WB* = Weiterer Bedarf mit Planungsrecht
Planungs- und Sachstände (Abkürzungen gemäß Bundesverkehrswegeplan 2030:
OP = ohne Planungsbeginn
VP = Vorplanung läuft
LBV = Linienbestimmung / Trassenfestlegung in Vorbereitung
LBA = Linienbestimmung / Trassenfestlegung beantragt
LB = Linie bestimmt / Trassenführung festgelegt
VE = Vorentwurf in Bearbeitung
VEA = Vorentwurf abgeschlossen
PA = Planfeststellung beantragt
PE = Planfeststellungserörterungstermin stattgefunden
PF = Planfeststellungsbeschluss ergangen
PU = Planfeststellungsbeschluss unanfechtbar
BAU = in Bau
VF = Verkehrsfreigabe gesamter Abschnitt

91. Abgeordneter
Stephan Kühn 
(Dresden)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwieweit wurden für Bedarfsplanprojekte Pro-
jektmanager gemäß § 17a des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes (AEG) bestellt, und wie viele zu-
sätzliche Planstellen wurden im Eisenbahn-Bun-
desamt (EBA) für die Umsetzung und Durchfüh-
rung der Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung 
(BUV) bisher besetzt (vgl. die Antworten zu den 
Fragen 3 bis 5 sowie 7 auf Bundestagsdrucksache 
19/9885)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 23. Oktober 2019

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) übernimmt die Aufgabe als Anhö-
rungsbehörde ab dem 6. Dezember 2020. Daher können derzeit noch 
keine Projektmanager nach § 17a AEG durch das EBA bestellt werden.
Von den für die mit der BUV verbundenen zusätzlichen Aufgaben des 
EBA bewilligten 15 Planstellen konnten fünf besetzt werden. Für die 

Drucksache 19/14492 – 62 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

juris Lex QS
19052024 ()



verbleibenden Planstellen laufen aktuell die Auswahl/Bewerbungsver-
fahren.

92. Abgeordneter
Stephan Kühn 
(Dresden)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wann plant die Bundesregierung, die Parlaments-
befassungen bzw. -beteiligungen gemäß Bedarfs-
planumsetzungsvereinbarung, insbesondere für 
die Bedarfsplanprojekte ABS Hanau–Gelnhausen 
und ABS/NBS Hamburg–Lübeck–Puttgarden 
(Hinterlandanbindung Fehmarnbeltquerung), ein-
zuleiten, und für welche Pilotprojekte plant die 
Bundesregierung gemäß dem Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD Baurecht durch 
Maßnahmengesetz zu erlassen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 23. Oktober 2019

Die parlamentarische Befassung für die Bedarfsplanprojekte ABS Ha-
nau–Gelnhausen und ABS/NBS Hamburg–Lübeck–Puttgarden wurde 
mit Übersendung der entsprechenden Berichte mit Schreiben des Bun-
desministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 21. Juni 
2019 an den Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deut-
schen Bundestages bereits eingeleitet (vgl. Ausschussdrucksache 
19(15)240).
Die Auswahl der Pilotprojekte für die Schaffung von Baurecht durch 
Maßnahmengesetz befindet sich noch in der Abstimmung.

93. Abgeordneter
Frank Schäffler
(FDP)

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
den Zustand der Auebrücke „Am Wehr“ über den 
Schleusenkanal Lahde in Petershagen-Lahde und 
welche Pläne werden hinsichtlich dieser Brücke 
verfolgt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 22. Oktober 2019

Die „Aue-Brücke“ (Brücke 15-406) über die Aue steht in der Unterhal-
tungslast der Stadt Petershagen.
Zur Situation der Verkehrsführung und damit der Brücken über den 
Schleusenkanal Petershagen hat es zwischen dem WSA Verden und der 
Stadt Petershagen erste Gespräche gegeben, um ein abgestimmtes Brü-
ckenkonzept zu entwickeln. Die „Aue-Brücke“ war auch ein Thema der 
Gespräche. Es liegen noch keine Ergebnisse vor.

94. Abgeordnete
Margit Stumpp
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Über welche Mechanismen werden im Rahmen 
der Breitbandförderung private Initiativen, wie 
die von Bundesminister Andreas Scheuer erwähn-
ten „Buddelvereine“ oder „Buddelclubs“ als wert-
volles Engagement der Gesellschaft unterstützt 
(vgl. u. a. ARD-Morgenmagazin am 4. Mai 2018 
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und Hannoversche Allgemeine vom 17. Septem-
ber 2018), um den Breitbandausbau schnellstmög-
lich bei solch engagierter Bereitschaft zur aktiven 
Mitwirkung von Bürgern voranzubringen, und 
wie viele Mittel sollen hierfür im Rahmen der 
Breitbandförderung zum Einsatz kommen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger
vom 21. Oktober 2019

Gemäß der Richtlinie „Förderung zur Unterstützung des Breitbandaus-
baus in der Bundesrepublik Deutschland“ sind sog. Eigenleistungen der 
Gebietskörperschaften förderfähig. Diese können auch durch private 
„Buddelvereine“ erbracht werden. Die Koordinierung der Förderfähig-
keit der privaten Aufwendungen obliegt jedoch den Gebietskörperschaf-
ten, da nur diese für die Bundesförderung antragsbefugt sind.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit

95. Abgeordnete
Lisa Badum
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche konkreten Minderungsmaßnahmen haben 
die jeweiligen Bundesministerien und deren nach-
geordnete Bundesbehörden seit 2013 ergriffen, 
um den Emissionsausstoß der einzelnen Bundes-
liegenschaften sowie der Mitarbeiterschaft zu re-
duzieren, und wo erkennt die Bundesregierung 
weitere CO2-Einsparpotenziale und Treibhausgas-
Reduktionsmöglichkeiten innerhalb der jeweili-
gen Bundesministerien?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 21. Oktober 2019

Die Bundesregierung bekennt sich zu den Klimazielen 2020, 2030 und 
2050, die national, europäisch und im Rahmen des Pariser Klimaschut-
zabkommens vereinbart wurden. Die Bundesregierung ist sich ihrer Vor-
bildwirkung bewusst und geht auf dem Weg zur Klimaneutralität voran. 
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit sowie das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung werden ihre Verwaltungen bis zum Jahr 2020 klima-
neutral stellen und ihre Erfahrungen aus diesem Prozess den anderen 
Ressorts zur Verfügung stellen und der Öffentlichkeit berichten.
Bereits im Jahr 2015 hat die Bundesregierung das Maßnahmeprogramm 
Nachhaltigkeit beschlossen. Darin zielen insbesondere die „Maßnahmen 
zum Klimaschutz als Beitrag auf dem Weg zu einer klimaneutralen Bun-
desverwaltung“ vor allem im Bereich der Bundesliegenschaften, durch 
die Einführung von Energie- und Umweltmanagementsystemen sowie 
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mit Maßnahmen für eine nachhaltige Beschaffung und nachhaltige Mo-
bilität darauf ab, den CO2-Ausstoß der Bundesverwaltung zu verringern. 
Daneben leistet die Umsetzung weiterer acht der insgesamt zwölf Maß-
nahmen des Programms einen Beitrag dazu, die CO2-Emissionen der 
Bundesverwaltung zu reduzieren.
Am 9. Oktober 2019 hat die Bundesregierung das Klimaschutzpro-
gramm 2030 sowie den Entwurf eines Klimaschutzgesetzes beschlossen, 
das gesetzlich verbindliche Klimaschutzziele für jedes Jahr und jeden 
einzelnen Bereich vorsieht.
Die in den Ressorts ergriffenen Maßnahmen sind sehr vielfältig und 
werden in der Anlage einzeln dargestellt.* Die von der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA) genannten Maßnahmen erstrecken sich auf 
alle im Einheitlichen Liegenschaftsmanagement der BImA befindlichen 
Immobilien.
Die Bundesregierung erkennt die größten CO2-Einsparpotentiale und 
Treibhausgas-Reduktionsmöglichkeiten im Bereich der Dienstreisen und 
Liegenschaften. Darüber hinaus sind vielfältige weitere Einsparpotentia-
le der einzelnen Bundesministerien in der Anlage aufgeführt.

96. Abgeordnete
Lisa Badum
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie plant die Bundesregierung sicherzustellen, 
dass sein zur Einhaltung des CO2-Minderungs-
ziels von 55 Prozent bis 2030 ausreichend steiler 
CO2-Reduktionspfad eingeschlagen wird, vor 
dem Hintergrund, dass sich aus den im Eckpunk-
tepapier zum Klimaschutzprogramm 2030 veran-
schlagten CO2-Preis-Einnahmen ergibt, dass im 
Jahr 2022 in den Sektoren Verkehr und Gebäude 
noch 345 Millionen Tonnen CO2 ausgestoßen 
werden dürfen (www.bundesregierung.de/resour
ce/blob/997532/1673502/768b67ba939c098c994b
71c0b7d60630/2019-09-20-klimaschutzpro
gramm-data.pdf.download=1), im Jahr 2030 laut 
Klimaschutzplan 2050 aber nur noch 165 bis 
170 Millionen Tonnen CO2 und damit die Hälfte 
der für 2022 angesetzten Menge ausgestoßen wer-
den sollen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 21. Oktober 2019

Das Eckpunktepapier der Bundesregierung zum Klimaschutz ist voll-
ständig in das Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung integ-
riert worden. Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 verständigte sich die 
Bundesregierung auf Maßnahmen für alle Sektoren sowie sektorüber-
greifende Maßnahmen, um das Minderungsziel bis zum Jahr 2030 zu er-
reichen. Im Entwurf des Klimaschutzgesetzes sind die zulässigen Jahres-
emissionsmengen für alle Sektoren festgelegt. Für die Sektoren außer-
halb des Emissionshandels stellt die Einhaltung der Jahresemissions-

* Von der Drucklegung der Anlage wurde abgesehen. Diese ist als Anlage auf Bundestagsdrucksache 19/14492 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abruf-
bar.
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mengen auch die Einhaltung der Verpflichtungen aus der Europäischen 
Klimaschutzverordnung sicher. Werden die zulässigen Jahresemissions-
mengen überschritten, werden die zuständigen Bundesministerien ein 
Sofortprogramm vorschlagen, um im jeweiligen Sektor wieder auf Ziel-
kurs zu gelangen. Die Bundesregierung beschließt die zu ergreifenden 
Maßnahmen schnellstmöglich.

97. Abgeordnete
Lisa Badum
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wann rechnet die Bundesregierung mit der Fertig-
stellung der beiden Gutachten zur Gesamtminde-
rungswirkung des Klimaschutzprogramms 2030 
inklusive der Wechselwirkungen zwischen einzel-
nen Maßnahmen und dem Effekt der CO2-Beprei-
sung, welche das Bundesumweltministerium und 
das Bundeswirtschaftsministerium nach dem Be-
schluss des Klimaschutzprogramms 2030 in Auf-
trag gegeben haben (www.bundesregierung.de/res
ource/blob/975232/1679914/e01d6bd855f05df74
98006d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data
.pdf?download=1, S. 18), und werden die Gutach-
ten veröffentlicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 24. Oktober 2019

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie haben die 
Erstellung der beiden Gutachten bei zwei Forschungskonsortien in Auf-
trag gegeben. Derzeit werden die beiden Gutachten erarbeitet. Es ist ak-
tuell noch nicht abzusehen, bis wann mit einer Fertigstellung zu rechnen 
ist. Beide Gutachten werden nach ihrer Fertigstellung veröffentlicht.

98. Abgeordnete
Dr.  Bettina 
Hoffmann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche der in der Umgebungslärmrichtlinie ge-
forderten und im Bundes-Immissionsschutzgesetz 
bis 2013 vorgesehenen Lärmaktionspläne wurden, 
wie aus der Mitteilung der EU-Kommission 
„Überprüfung der Umsetzung der Umweltpolitik 
2019 – Länderbericht Deutschland“ (https://ec.eur
opa.eu/environment/eir/pdf/report_de_de.pdf) 
hervorgeht, bislang nach Kenntnis der Bundes-
regierung noch nicht erstellt und an die EU-Kom-
mission übermittelt, und welchen Zeitplan ver-
folgt die Bundesregierung für die Erstellung der 
ausstehenden Lärmaktionspläne?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold
vom 23. Oktober 2019

Die Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umge-
bungslärm (EU-Umgebungslärmrichtlinie) verlangt bei Ballungsräumen, 
Hauptverkehrsstraßen, Haupteisenbahnstrecken und Großflughäfen die 
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Erstellung von Lärmkarten zur Ermittlung der Lärmbelastung der Bevöl-
kerung und auf den Lärmkarten aufbauend die Ausarbeitung von Lärm-
aktionsplänen, mit denen „Lärmprobleme und Lärmauswirkungen … 
geregelt werden“. Die Lärmkartierung und die Lärmaktionsplanung sind 
– mit Ausnahme der Haupteisenbahnstrecken – nach § 47e des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes Aufgabe der Gemeinden, soweit nicht das 
Landesrecht eine andere Regelung trifft.
Der „Länderbericht Deutschland“ stellt im Hinblick auf die Lärmakti-
onsplanung nicht den aktuellen Stand der Anwendung der EU-Umge-
bungslärmrichtlinie in Deutschland dar, sondern legt Informationen aus 
dem Jahr 2013 zugrunde (Seite 20 des Berichts). Seit dem Jahr 2013 
konnten deutliche Fortschritte beim Vollzug der EU-Umgebungslärm-
richtlinie erreicht werden: So ist die Lärmaktionsplanung an den Haupt-
eisenbahnstrecken des Bundes abgeschlossen, bei den Großflughäfen, 
Ballungsräumen und Hauptverkehrsstraßen wurden gegenüber dem 
Stand vom Jahr 2013 große Verbesserungen erzielt.
Die erzielten Ergebnisse wurden und werden fortlaufend gegenüber der 
Europäischen Kommission berichtet. Mit Schreiben vom 18. Januar 
2019 hat das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit der Europäischen Kommission die von den obersten Immissi-
onsschutzbehörden der Länder mitgeteilten Zusammenfassungen der in 
Deutschland bis zu diesem Zeitpunkt fertiggestellten, mehr als 700 
Lärmaktionspläne der sogenannten 3. Runde der Lärmaktionsplanung 
übermittelt.
Im Juli 2019 wurden mehr als 400 weitere, von den Ländern mitgeteilte 
Zusammenfassungen von aktualisierten Lärmaktionsplänen an die Euro-
päische Kommission weitergeleitet. Damit wurden von Ländern und Ge-
meinden bisher zahlreiche Lärmaktionspläne der 3. Runde erstellt, die 
Meldungen weisen jedoch noch Lücken auf. Auch mit Blick auf das lau-
fende Vertragsverletzungsverfahren zur EU-Umgebungslärmrichtlinie 
wurden die Länder wiederholt und nachdrücklich aufgefordert, fehlende 
Lärmaktionspläne zeitnah zu erstellen und damit noch bestehende Lü-
cken zu schließen. Wegen der Vielzahl der in vielen Bundesländern de-
zentral erstellten Lärmaktionspläne und der Zuständigkeit von Ländern 
und Gemeinden sind detaillierte Angaben zu im Einzelfall bestehenden 
Lücken in der Lärmaktionsplanung und zu den Zeitplanungen der zu-
ständigen Behörden, um noch vorhandene Defizite zu beheben, nicht 
möglich.

99. Abgeordnete
Sylvia Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welchen Stand haben nach Kenntnis der Bundes-
regierung die im letzten Absatz der vom Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit erbetenen Stellungnahme der Reak-
tor-Sicherheitskommission zu belgischen Atom-
kraftwerken vom Mai 2018 erwähnten „in 
Deutschland und Belgien in Zusammenarbeit mit 
der französischen CEA eingeleiteten Forschungs-
vorhaben“ (bitte vollständige Angabe, möglichst 
mit etwaigen wesentlichen (Zwischen-)Ergebnis-
sen, machen; vgl. www.rskonline.de/sites/default/
files/reports/epanlagersk503hp_kor.pdf), und wel-
che Restlaufzeit haben dabei nach ihrer Kenntnis 
die noch nicht abgeschlossenen Forschungsvorha-
ben nach aktuellem Planungsstand jeweils?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 22. Oktober 2019

Als Ergebnis der deutsch-belgischen Expertengespräche, die in der Stel-
lungnahme vom 23. Mai 2018 der Reaktor-Sicherheitskommission 
(RSK) festgehalten sind, stellt die Bundesregierung u. a. fest, dass so-
wohl deutsche als auch belgische Experten weitergehende Untersuchun-
gen befürworten, um die vorhandenen Nachweise zur Sicherheit für die 
Reaktordruckbehälter (RDB) der belgischen Reaktoren Doel-3/Tihan-
ge-2 weiter abzusichern. Auf eine gemeinsame Initiative zwischen dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMU) und der belgischen atomrechtlichen Aufsichtsbehörde Federaal 
Agentschap voor Nucleaire Controle (FANC) bringen sich deutsche Ex-
perten der Materialprüfungsanstalt Universität Stuttgart (MPA) und bel-
gische Experten in jeweils in Belgien und in Deutschland eingeleiteten 
Forschungsvorhaben gemeinsam ein. In der Forschungseinrichtung des 
französischen Commissariat à l’énergie atomique et aux énergies alter-
natives (CEA) werden von französischer Seite zusammen mit Belgien 
Versuche unter mehrachsiger Beanspruchung an repräsentativem, rissbe-
haftetem Material durchgeführt. Nach Kenntnis der Bundesregierung 
reicht die Versuchsplanung derzeit bis in das Jahr 2021. Im Rahmen der 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) geförder-
ten Forschungsvorhaben IntRi (FKZ 1501499 am IMWF Universität 
Stuttgart, abgeschlossen) und MeKom2 (FKZ 1501596A an der MPA 
Universität Stuttgart, Laufzeit 1. September 2019 bis 31. August 2022) 
wird eine für Einzelrisse bewährte Methode zur bruchmechanischen 
Analyse auf Mehrfachrisse erweitert und mit entsprechenden Experi-
menten an kleinskaligen Versuchskörpern validiert. Für die beiden abge-
schlossenen Vorhaben werden derzeit die Schlussberichte angefertigt. 
Die Zwischenergebnisse aus den Forschungsvorhaben werden im Rah-
men von regelmäßigen Expertengesprächen erörtert und dienen als 
Grundlage zur Fortentwicklung der Zusammenarbeit in den Forschungs-
arbeiten. An diesen Gesprächen nehmen u. a. auch Vertreter der RSK 
teil.

100. Abgeordneter
Oliver Krischer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
regierung, auch vor dem Hintergrund des Urteils 
des Europäischen Gerichtshofs zur grenzüber-
schreitenden UVP (https://curia.europa.eu/jcms/u
pload/docs/application/pdf/2019-07/cp190100en
.pdf), aus der Ankündigung des Chefs von Engie-
Electrabel, die Laufzeiten einzelner Reaktoren an 
den Standorten Tihange und Doel auf sechzig 
oder siebzig Jahre verlängern zu wollen (www.aa
chener-zeitung.de/nrw-region/tihange/neuer-energ
ie-vorstandschef-will-laengere-akw-laufzeit_aid-4
6361937), und was wird die Bundesregierung ggf. 
gegen solch eine Verlängerung unternehmen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 24. Oktober 2019

Die Bundesregierung fordert seit langem, substantielle Laufzeitverlänge-
rungen von Atomkraftwerken (AKW) einer grenzüberschreitenden Um-
weltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen, weil die Gefahren für die 
Umwelt bei einer weit über die ursprüngliche Auslegungsbetriebsdauer 
hinausreichenden Laufzeitverlängerung eines AKW ein Ausmaß umfas-
sen, welches einer Erstinbetriebnahme einer Anlage gleichkommt. Diese 
Auffassung hat das Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) vom 
29. Juli 2019 (Rechtssache C-411/17) bestätigt. Die Bundesregierung 
wird sich auch weiterhin international, darunter in den Gremien der UN 
Espoo Konvention, dafür einsetzen, dass erhebliche Laufzeitverlänge-
rungen künftig einer grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprü-
fung unterzogen werden müssen. Ergänzend wird auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 114 auf Bundestagsdruck-
sache 19/12849 verwiesen.
Die Bundesregierung respektiert die Souveränität anderer Staaten in Fra-
gen des Energiemixes und erfüllt ihren Schutzauftrag unter Achtung der 
alleinigen Zuständigkeit anderer Staaten für kerntechnische Anlagen in 
dortiger Verantwortung. Gleichwohl setzt sich die Bundesregierung so-
wohl bilateral, als auch multilateral, auf europäischer wie internationaler 
Ebene, für höchstmögliche Sicherheitsstandards von kerntechnischen 
Anlagen ein. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit hält im Übrigen Laufzeitverlängerungen von AKW für 
den falschen Weg und wirbt insbesondere bei den Nachbarstaaten nach-
drücklich dafür, auf Laufzeitverlängerungen zu verzichten.

101. Abgeordneter
Dr.  Martin 
Neumann
(FDP)

Wie bewertet die Bundesregierung die Forderung 
des Sachverständigenrates für Umwelt (SRU) 
nach einem suspensiven Vetorecht für den neu 
einzurichtenden „Rat für Generationengerechtig-
keit“, der mit einem solchen suspensiven Veto-
recht Gesetze des Bundestages drei Monate stop-
pen kann, falls der SRU in Fragen der Nachhaltig-
keit und Generationengerechtigkeit schwerwie-
gende Bedenken in Bezug auf vorliegende Ge-
setzentwürfe hat (vgl. Antwort der Bundesregie-
rung auf meine Schriftliche Frage 157 auf Bun-
destagsdrucksache 19/13890)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold
vom 22. Oktober 2019

Bevor ich auf die Frage zur Bewertung eines suspensiven Vetorechts für 
den vom Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) vorgeschlagenen 
„Rat für Generationengerechtigkeit“ geantwortet wird, muss klargestellt 
werden, dass dieser Rat für Generationengerechtigkeit nicht gleichzuset-
zen ist mit dem SRU. Dies könnte man aus der Formulierung „falls der 
SRU … Bedenken … hat“ im zweiten Teil der Frage herauslesen. Inso-
fern zielt die Frage eines eventuellen suspensiven Vetorechts für den 
vorgeschlagenen Rat für Generationengerechtigkeit nicht darauf ab, et-
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waigen schwerwiegenden Bedenken des SRU durch ein Anhalten von 
Gesetzgebungsverfahren Ausdruck zu verleihen. Gemeint sind vielmehr 
die Bedenken eines ergänzenden, neu einzurichtenden und unabhängi-
gen Rates für Generationengerechtigkeit.
Das SRU-Gutachten macht verschiedene Vorschläge, um die Aspekte 
der Nachhaltigkeit und der Generationengerechtigkeit noch stärker in 
Politik, Gesetzgebung und Verwaltung sowie in der gesellschaftlichen 
Debatte allgemein einzubeziehen. Der Vorschlag, einen Rat für Genera-
tionengerechtigkeit einzurichten, ist eine dieser Überlegungen. Zu des-
sen Begründung, Funktion und Aufbau stellt der SRU detaillierte Über-
legungen an. Der Vorschlag liegt der Bundesregierung seit Kurzem vor, 
sie hat ihn zur Kenntnis genommen und wird ihn prüfen.

102. Abgeordneter
Victor Perli
(DIE LINKE.)

Seit wann prüft das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit die von 
der Bundesgesellschaft für Endlagerung vorgeleg-
te Rückholskizze für das Atommülllager Asse II 
(https://amp.tagesspiegel.de/politik/bericht-des-bu
ndesrechnungshofs-atommuelllager-asse-koennte-
bund-fuenf-milliarden-euro-kosten/24902330
.html), und wann soll die Veröffentlichung erfol-
gen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzlühr-Sutter
vom 21. Oktober 2019

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit tauscht sich mit der Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH 
(BGE) in regelmäßigen Abständen über alle der BGE übertragenen Auf-
gaben aus, so auch zur Gesamtkonzeption für die Rückholung der radio-
aktiven Abfälle aus der Schachtanlage Asse II. Eine Veröffentlichung ist 
in naher Zukunft vorgesehen; der genaue Termin steht noch nicht fest.

103. Abgeordneter
Gerald Ullrich
(FDP)

Unterliegen die bei der Herstellung von Vorpro-
dukten von Benzin, Diesel und Dünger ausgesto-
ßenen Treibhausgase dem EU-Emissionshandels-
system (bitte begründen), und welche Einnahmen 
hat die Bundesrepublik Deutschland mit der Ver-
steigerung ihrer European Union Allowances 
(EUAs) und European Union Aviation Allowan-
ces (EUAAs) seit 2005 erzielt (bitte nach Jahren 
und Typen (EUA und EUAA) aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 25. Oktober 2019

Der EU-Emissionshandel verpflichtet u. a. Anlagen zur Herstellung von 
Adipin- und Salpetersäure sowie Ammoniak, aber auch Raffinerien zur 
Abgabe von Emissionsberechtigungen in Höhe der von ihnen verursach-
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ten Emissionen. Anhang 1 Teil 2 des Treibhausgas-Emissionshandelsge-
setzes (TEHG) listet alle Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich des 
EU-Emissionshandels fallen.
Die Bundesregierung hat im Zeitraum bis zum Jahr 2018 Einnahmen in 
Höhe von insgesamt rund 10,4 Mrd. Euro durch die Veräußerung von 
Emissionszertifikaten generiert. Nachfolgende Tabelle zeigt eine Auflis-
tung der Einnahmen, aufgeschlüsselt nach Jahr und Emissionsberechti-
gung in den einzelnen Jahren.

Tabelle: Verkaufs-/Versteigerungserlöse aus dem EU ETS

Jahr EUA EUAA Gesamt
2008 949.510.950,00 € – € 949.510.950,00 €
2009 543.544.744,00 € – € 543.544.744,00 €
2010 590.946.850,00 € – € 590.946.850,00 €
2011 561.569.835,00 € – € 561.569.835,00 €
2012 525.776.850,00 € 17.525.000,00 € 543.301.850,00 €
2013 791.253.420,00 € – € 791.253.420,00 €
2014 749.973.880,00 € – € 749.973.880,00 €
2015 1.093.312.500,00 € 16.867.680,00 € 1.110.180.180,00 €
2016 845.739.870,00 € 4.647.650,00 € 850.387.520,00 €
2017 1.141.744.975,00 € 5.073.005,00 € 1.146.817.980,00 €
2018 2.565.336.800,00 € 16.314.190,00 € 2.581.650.990,00 €

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung

104. Abgeordneter
Daniel Föst
(FDP)

Wie hoch waren die Fördermittel für das Projekt 
„Mietenwatch.de“ (https://mietenwatch.de) durch 
das Bundesministerium für Bildung und For-
schung, und welche Konsequenzen zieht die 
Bundesregierung daraus, dass ein von ihr geför-
dertes Projekt zur Enteignung von Wohnungsun-
ternehmen aufruft („Deckeln ist gut, enteignen ist 
besser“, https://mietenwatch.de/antworten/#gross
konzerne-enteignen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretär Dr. Michael Meister
vom 21. Oktober 2019

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat das Vorhaben 
„Mietenwatch“ mit einer Laufzeit vom 1. März 2019 bis 31. August 
2019 mit Bundesmitteln in Höhe von 47.381 Euro gefördert. Ziel des 
Projekts war es, öffentlich zugängliche Daten von Immobilienplattfor-
men auszuwerten, so dass für die Nutzer des angestrebten Soft-
ware-Werkzeugs ein detailliertes Bild der Mietentwicklung und weiterer 
Indikatoren des Mietmarkts erkennbar wird. Die entstandene Software 
zur Erhebung, Analyse und Darstellung öffentlich zugänglicher Daten 
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wurde als Open Source auf der Software-Plattform Github veröffent-
licht.
Die Nutzung von öffentlich zugänglichen Werkzeugen zur Datenanalyse 
in Kombination mit eigenen Ergebnisinterpretationen durch Dritte, wie 
den Betreibern der Webseite „mietenwatch.de“, ist nicht Gegenstand der 
Förderung und bleibt unbenommen.

105. Abgeordnete
Claudia Müller
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bis wann wird die Bundesregierung die Vergabe-
verfahren für die Forschungsschiff-Neubauten 
POLARSTERN 2 sowie den vorgesehenen zu-
sammenfassenden Neubau der beiden aktuellen 
Forschungsschiffe METEOR und POSEIDON 
voraussichtlich jeweils abgeschlossen haben, und 
wann wird sie demnach gegenüber dem Bundes-
tag jeweils voraussichtlich Aussagen über Kosten 
und weitere Details treffen können?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Michael Meister
vom 25. Oktober 2019

Hinsichtlich des Vergabeverfahrens für die Werftausschreibung für die 
Ersatzbeschaffung des Forschungseisbrechers POLARSTERN II hat 
sich gegenüber meiner Antwort vom 4. Oktober 2019 auf Ihre Schriftli-
che Frage 76 (Bundestagsdrucksache 19/13725) kein neuer Sachstand 
ergeben. Das Verfahren zur Ausschreibung des Neubaus für die For-
schungsschiffe METEOR und POSEIDON hat noch nicht begonnen.

Berlin, den 25. Oktober 2019
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